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1 Aufstellungsverfahren 

1.1 Aufstellungsbeschluss 

Der Gemeinderat der Gemeinde Röfingen hat in seiner Sitzung vom ........................ die  
Änderung des Flächennutzungsplanes "Interkommunales Gewerbegebiet Röfingen" be-
schlossen und am ........................ ortsüblich bekanntgemacht. 

1.2 Flächennutzungsplanvorentwurf 

In der Sitzung vom ............. beschloss der Gemeinderat, dem Vorentwurf zur Flächennut-
zungsplanänderung zuzustimmen. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit fand in der 
Form einer öffentlichen Auslegung des Flächennutzungsplanvorentwurfes in der Zeit vom 
........................ bis ........................ in der VG Haldenwang statt. 

Den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde in der Zeit vom 
........................ bis ........................ Gelegenheit gegeben, zum Vorentwurf Stellung zu neh-
men. 

1.3 Flächennutzungsplanentwurf 

In der Sitzung vom ........................ beschloss der Gemeinderat, dem Entwurf zur Flächen-
nutzungsplanänderung zuzustimmen (Billigungs- und Auslegungsbeschluss).  

Die öffentliche Auslegung wurde am ........................ ortsüblich bekanntgemacht. 

Der Entwurf der Flächennutzungsplanänderung lag vom ........................ bis ........................ 
in der ........................................................................ öffentlich aus. 

Den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde in der Zeit vom 
........................ bis ........................ Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben. 

1.4 Feststellungsbeschluss 

Der Gemeinderat der Gemeinde Röfingen hat mit Beschluss vom ………………….. die Än-
derung des Flächennutzungsplanes „Interkommunales Gewerbegebiet Röfingen“ in der 
Fassung vom ………………… festgestellt. 

1.5 Novelle Baugesetzbuch 2023 

Das Gesetz zur Stärkung und Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und zur Änderung 
weiterer Vorschriften vom 03.07.2023 (BGBl.2023 I Nr. 176) ist am 07.07.2023 in Kraft ge-
treten. Mit diesem Gesetz wurden unter anderem das Baugesetzbuch (BauGB) und die 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) geändert. 

Die vorliegende Flächennutzungsplanänderung wird nach der Novelle Baugesetzbuch 
2023 durchgeführt. Dies ist möglich, nachdem das förmliche Beteiligungsverfahren noch 
nicht durchgeführt wurde.  
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2 Einfügung in die Bauleitplanung der Gemeinde Röfingen 

2.1 Anlass, Erforderlichkeit und Ziele der Planaufstellung  

Mit der Änderung des Flächennutzungsplanes sollen auf Ebene der vorbereitenden Bau-
leitplanung die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung eines großflächi-
gen Gewerbegebietes im Mindeltal westlich der Ortslage von Röfingen geschaffen werden. 
Die großflächige Gewerbegebietsentwicklung ist im Sinne eines interkommunalen Gewer-
begebietes in Kooperation der Gemeinde Röfingen mit der westlich angrenzenden Stadt 
Burgau vorgesehen, welche über keine nennenswerten Gewerbeflächenpotenziale in ihrem 
Stadtgebiet mehr verfügt. 

Mit der Entwicklung als interkommunales Gewerbegebiet folgt die Gemeinde Röfingen den 
Anregungen des Landratsamtes Günzburg und des Regionalverbandes Donau-Iller zu ei-
ner bereits vor Jahren angestrebten großflächigen Neuausweisung gewerblicher Bauflä-
chen auf Flächennutzungsplanebene. Die Planungserfordernisse wurden im Vorfeld im 
Rahmen einer Machbarkeitsstudie umfassend geprüft. 

Mit der Flächennutzungsplanänderung wird auch das Ziel verfolgt, bisherige Darstellungen 
gewerblicher Bauflächen am unmittelbaren Ortsrand auf ein für die Bestandserweiterung 
eines bestehenden Gewerbebetriebes erforderliches Mindestmaß zurückzuführen. Damit 
wird den zwischenzeitlichen vorliegenden Erkenntnissen zu den Baugrundverhältnissen 
und immissionsschutzfachlichen Sachverhalten Rechnung getragen. 

Die Neudarstellung gewerblicher Bauflächen für ein interkommunales Gewerbegebiet in der 
vorgesehenen räumlichen Abgrenzung bietet sich aufgrund der neuen Umfahrung von Rö-
fingen auch aus erschließungstechnischen Gründen an. Zudem folgt die Neudarstellung 
gewerblicher Bauflächen den Zielen der Regionalplanung. 

2.2 Planungsalternativen 

Eine Standortalternative für die Neudarstellung der gewerblichen Bauflächen besteht nicht. 
Der Standort ist aufgrund der guten verkehrlichen Anbindung und der regionalplanerischen 
Zielvorgaben für die Entwicklung eines interkommunalen Gewerbegebietes im besonderen 
Maße geeignet.  

Mit dem direkten Anschluss an weitere gewerbliche Bauflächen im südlich gelegenen Ge-
meindegebiet des Marktes Jettingen-Scheppach besteht die Möglichkeit, vorhandene bzw. 
geplante Infrastruktureinrichtungen der Ver- und Entsorgung sowie inneren Verkehrser-
schließung gemeindegebietsübergreifend zu planen bzw. zu nutzen und damit Bau- und 
Folgekosten zu reduzieren. Damit wird bereits auf Ebene der vorbereitenden Bauleitpla-
nung den Belangen der Nachhaltigkeit, der Umwelt und des Klimas Rechnung getragen.  

Der räumliche Umgriff für die Neuausweisung gewerblicher Bauflächen wird maßgeblich 
durch die Flächennachfrage und Flächenverfügbarkeit sowie die regionalplanerischen Ziel-
vorgaben bestimmt. 

Die im Vorfeld erstellte Machbarkeitsstudie zeigt die grundsätzliche Realisierbarkeit eines 
Gewerbegebietes am Standort im Hinblick auf die untersuchten Sachverhalte Baugrund, 
Erschließung (Verkehr, Ver-/Entsorgung) und Hochwasserschutz, Schallimmissionsschutz 
sowie Natur- und Artenschutz auf. 
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2.3 Lage und Erschließung des Plangebietes 

Das Plangebiet der Flächennutzungsplanänderung liegt am südwestlichen Rand des Ge-
meindegebietes von Röfingen und grenzt im Westen an das Stadtgebiet von Burgau und 
im Süden an das Gemeindegebiet des Marktes Jettingen-Scheppach an. 

Das Plangebiet hat eine Gesamtgröße von ca. 44 ha und wird in etwa mittig durch die Nord-
Süd-verlaufende Umgehungsstraße der Gemeinden Röfingen und Haldenwang in eine 
westliche und eine östliche Teilfläche getrennt. Die westliche Teilfläche hat eine Größe von 
ca. 20,5 ha, die östliche Teilfläche ist ca. 23,5 ha groß. 

Seitens des Amtes für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Günzburg wurde mitge-
teilt, dass im Plangebiet einige unermittelte Grenzen liegen. Dies bedeutet, dass der Grenz-
verlauf nicht rechtsverbindlich geregelt ist, solange keine Grenzermittlung durchgeführt 
wurde. Dementsprechend können Flächenberichtigungen der einzelnen Flurstücksflächen 
auftreten. Da der Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan jedoch grundsätzlich 
nicht parzellenscharf ist, lässt sich auf dieser Planungsebene auf Grundlage der verwende-
ten aktuellen digitalen Flurkarte das Plangebiet hinreichend genau abgrenzen. Ggf. ist auf 
Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan) eine Grenzermitt-
lung zur ausreichend genauen Abbildung der Grundstückverhältnisse vor dem Hintergrund 
des erforderlichen Grunderwerbs durchzuführen.  

Eine Erschließung ist über die als Staatsstraße (St 2025) klassifizierte Umgehungsstraße 
vorgesehen. Über die St 2025 erfolgt in einer Entfernung von ca. 500 m der Anschluss an 
die BAB 8 (Stuttgart – München) mit der hier bestehenden Anschlussstelle Burgau. 

Das Plangebiet ist im Detail durch den Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung 
in der Planzeichnung definiert und wird wie folgt begrenzt:  

• im Norden entlang landwirtschaftlicher Grundstücke in etwa auf Höhe des östlich gele-
genen Autohauses  

• im Osten durch den bestehenden Siedlungsrand der Ortslage von Röfingen 

• im Süden durch das unmittelbar angrenzende Gemeindegebiet des Marktes Jettingen-
Scheppach 

• im Westen durch das unmittelbar angrenzende Stadtgebiet der Stadt Burgau 

2.4 Darstellungen des rechtskräftigen Flächennutzungsplanes 

Für das Plangebiet stellt der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Röfingen 
im westlichen Teil Fläche für die Landwirtschaft und im östlichen Teil Gewerbegebiet dar. 
Die Gewerbegebietsflächen unmittelbar angrenzend an die Ortslage von Röfingen sind 
emissionsbeschränkt. Im Nordosten ist in einem kleinen Teilbereich die Betriebsfläche des 
bestehenden Autohauses als Dorfgebiet dargestellt.  

Im Osten sind die Gewerbegebietsflächen durch Grünflächen begrenzt, im Norden, Westen 
und Süden der Gewerbegebietsflächen ist eine Ortsrandeingrünung dargestellt.  

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan enthält als Vermerk die geplante Trassierung der 
Umgehungsstraße, die zwischenzeitlich in weiter westlicher Lage umgesetzt worden ist. 
Zudem enthält der rechtswirksame Flächennutzungsplan im Westen die Darstellung einer 
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geplanten Leitungstrasse der LEW und ganz im Südosten die Darstellung der 20 kV-Frei-
leitung SC 1 der LEW einschließlich des Schutzstreifens von beidseitig 9 m.  

Auf den Flächen für die Landwirtschaft unmittelbar westlich angrenzend an den Vermerk 
der geplanten Trassierung Umgehungsstraße sind im rechtswirksamen Flächennutzungs-
plan der Gemeinde Röfingen Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Natur und Landschaft dargestellt. Hierbei handelt es sich um eine Flächen-
darstellung zur Sicherung von Ausgleichsflächen im Zusammenhang mit der Straßenpla-
nung für die zwischenzeitlich realisierte Umgehungsstraße St 2025.  

Zur Darstellung der gewerblichen Bauflächen für ein interkommunales Gewerbegebiet am 
vorgesehenen Standort mit Rückführung der bestehenden Gewerbegebietsdarstellungen 
am westlichen Siedlungsrand der Ortslage Röfingen ist die vorliegende Flächennutzungs-
planänderung erforderlich. 

3 Bestand innerhalb und außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 

3.1 Geländebeschaffenheit 

Das Plangebiet ist entsprechend seiner Lage im Talraum der Mindel in größeren Teilen 
weitgehend eben, nach Osten steigt das Gelände im Plangebiet zum Siedlungsrand der 
Ortslage Röfingen hin an. Die durchschnittliche Höhe des Geländes im Plangebiet beträgt 
in der westlichen Teilfläche ca. 454,5 m ü. NHN. In der östlichen Teilfläche ist die durch-
schnittliche Geländehöhe im Bereich der Talaue mit ca. 455 m ü. NHN vergleichbar, nach 
Osten steigt das Gelände um bis zu 11 m bis zu einer durchschnittlichen Höhe von ca. 
461 m ü. NHN im Nordosten und ca. 466 m ü. NHN im Südosten des Plangebietes an. 

3.2 Bestand innerhalb 

Mit Ausnahme der das Plangebiet querenden St 2025 und einiger landwirtschaftlicher Wirt-
schaftswege wird das Plangebiet vollständig landwirtschaftlich genutzt. Es dominiert Inten-
sivgrünland und Ackernutzung. Die landwirtschaftlichen Flächen sind teilweise von Gräben 
durchzogen, vereinzelt sind Gehölzstrukturen vorhanden. Im Nordosten liegt ein Teil der 
Betriebsfläche des bestehenden Autohauses innerhalb des Plangebietes. 

3.3 Bestand außerhalb 

Die im Norden und Süden an das Plangebiet angrenzenden Flächen im Talraum der Mindel 
unterscheiden sich im Hinblick auf ihre Nutzung nicht von denjenigen des Plangebietes. 
Dementsprechend sind hier großflächige landwirtschaftliche Nutzflächen mit Acker- und 
Grünlandnutzung vorhanden. Ca. 500 m südlich des Plangebietes verläuft in West-Ost-
Richtung die BAB 8, ca. 120 m westlich des Plangebietes verläuft auf einem Damm die 
zweigleisige Bahnlinie Ulm – Augsburg. Im Osten des Plangebietes besteht die Ortslage 
von Röfingen.  

Unmittelbar westlich an das Plangebiet angrenzend verläuft der Scheidgraben. 
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4 Landesplanerische und raumordnerische Überprüfung 

4.1 Landesentwicklung 

Gemäß Landesentwicklungsprogramm Bayern vom 1. September 2013, geändert am 
1. Januar 2020 sowie Entwurf Fortschreibung vom 15. November 2022, ist Röfingen eine 
Gemeinde im allgemeinen ländlichen Raum, die Stadt Burgau ein Mittelzentrum im Ver-
dichtungsraum. 

Für die beabsichtigte Entwicklung eines interkommunalen Gewerbegebietes sind insbeson-
dere folgende Festlegungen (Ziele (Z)) und Grundsätze (G)) des Landesentwicklungspro-
grammes Bayern (LEP) vom 1. September 2013 mit Fortschreibung vom 1. Januar 2020 
sowie Entwurf Fortschreibung vom 15. November 2022 zu berücksichtigen: 

Kooperation und Vernetzung 

• LEP 1.4.5 (G): Durch Kooperation und Vernetzung sowie durch interkommunale Zu-
sammenarbeit sollen innerhalb von Teilräumen sowie zwischen Teilräumen – auch 
grenzüberschreitend – 

▫ vorhandene Standortnachteile ausgeglichen, 

▫ Synergien im Hinblick auf die teilräumliche Entwicklung geschaffen und genutzt, 

▫ regionale Potenziale und spezifische Profile identifiziert, genutzt und deren Ver-
marktung optimiert, 

▫ regionale Versorgungs- und Wertschöpfungsstellen aufgebaut sowie 

▫ die Innovationsfähigkeit erhöht 

werden. 

Berücksichtigung in der beabsichtigten Planung 

Das beabsichtigte Gewerbegebiet soll als interkommunales Gewerbegebiet gemeinschaft-
lich durch die Gemeinde Röfingen und die Stadt Burgau geplant werden. Dabei werden die 
Anforderungen hinsichtlich Kooperation und Vernetzung erfüllt. 

Nachhaltige und ressourcenschonende Siedlungsentwicklung, Flächensparen 

• LEP 3.1.1 (G): Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen und bedarfs-
orientierten Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demografi-
schen Wandels und seiner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der Schonung der 
natürlichen Ressourcen und der Stärkung der zusammenhängenden Landschafts-
räume ausgerichtet werden. 

• LEP 3.1.1 (G): Flächen- und energiesparende Siedlungs- und Erschließungsformen 
sollen unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet wer-
den. 

Berücksichtigung in der beabsichtigten Planung 

Bei der beabsichtigten Planung handelt es sich um eine nachhaltige und angemessene 
Ausweisung von Gewerbeflächen, der Bedarf ist nachzuweisen. Der vorgesehene Standort 
eignet sich insbesondere aufgrund der guten verkehrlichen Anbindung, sowohl an das 
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öffentliche Verkehrsnetz als auch an das überörtliche Straßenverkehrsnetz. Zur Erschlie-
ßung des geplanten Gewerbegebiets werden lediglich Flächen in geringem Ausmaß benö-
tigt. 

Innenentwicklung vor Außenentwicklung 

• LEP 3.2 (Z): In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenent-
wicklung vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innen-
entwicklung nachweislich nicht zur Verfügung stehen. 

Berücksichtigung in der beabsichtigten Planung 

Zur Deckung der Gewerbeflächennachfrage in der Gemeinde Röfingen und der Stadt 
Burgau steht kein Potenzial der Innenentwicklung zur Verfügung. Nur selten ist die Flächen-
verfügbarkeit freier Baugrundstücke seitens der Kommunen gegeben, zumal die Gewerbe-
flächen eine gewisse Mindestgröße aufweisen sollten und sich in städtebaulicher und ins-
besondere in immissionsschutzrechtlicher Hinsicht in die Umgebung einfügen müssen. 

Vermeidung von Zersiedelung – Anbindegebot 

• LEP 3.3 (G): Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere 
bandartige Siedlungsstruktur sollen vermeiden werden. 

• LEP 3.3 (Z): Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Sied-
lungseinheiten auszuweisen. Ausnahmen sind zulässig, wenn 

▫ auf Grund der Topographie oder schützenswerter Landschaftsteile oder tangie-
render Hauptverkehrstrassen ein angebundener Standort im Gemeindegebiet 
nicht vorhanden ist, 

▫ ein Logistikunternehmen oder ein Verteilzentrum eines Unternehmens auf einen 
unmittelbaren Anschluss an eine Autobahnanschlussstelle oder deren Zubringer 
oder an eine vierstreifig autobahnähnlich ausgebaute Straße oder auf einen 
Gleisanschluss angewiesen ist und ohne wesentliche Beeinträchtigung des Orts- 
und Landschaftsbildes geplant ist, 

▫ ein großflächiger produzierender Betrieb mit einer Mindestgröße von 3 ha aus 
Gründen der Ortsbildgestaltung nicht angebunden werden kann, 

▫ von Anlagen, die im Rahmen von produzierenden Gewerbebetrieben errichtet 
und betrieben werden sollen, schädliche Umwelteinwirkungen, insbesondere 
durch Luftverunreinigungen oder Lärm einschließlich Verkehrslärm, auf dem 
Wohnen dienende Gebiete ausgehen würden, 

▫ militärische Konversionsflächen oder Teilflächen hiervon mit einer Bebauung von 
einigem Gewicht eine den zivilen Nutzungsarten vergleichbare Prägung aufwei-
sen oder 

▫ in einer Fremdenverkehrsgemeinde an einem gegenwärtig oder in der jüngeren 
Vergangenheit durch eine Beherbergungsnutzung geprägten Standort ein Beher-
bergungsbetrieb ohne Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbilds erweitert 
oder errichtet werden kann oder 

▫ eine überörtlich raumbedeutsame Freizeitanlage oder dem Tourismus dienende 
Einrichtung errichtet werden soll, die aufgrund ihrer spezifischen Standortanfor-
derungen oder aufgrund von schädlichen Umwelteinwirkungen auf dem Wohnen 
dienenden Gebiete nicht angebunden werden kann. 
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Berücksichtigung in der beabsichtigten Planung 

Das beabsichtigte interkommunale Gewerbegebiet fügt sich an das Siedlungsgebiet des 
Marktes Jettingen-Scheppach (Gewerbegebiet „Mindelaue“) unmittelbar an. Der seit 
23. November 2018 rechtswirksame Flächennutzungsplan des Marktes Jettingen-
Scheppach stellt hier großflächig gewerbliche Bauflächen dar. 

Es befindet sich zudem in unmittelbarer Nähe zur Autobahnanschlussstelle Burgau (69). 
Ein geeigneter Alternativstandort ist nicht vorhanden. Der Ausschluss von Einzelhandels-
nutzungen ist bei der weiteren Planung zu berücksichtigen. Diese soll darüber hinaus 
ebenso wie die anschließende Realisierung und Vermarktung interkommunal erfolgen. 

Weitere Ziele und Grundsätze 

Die o. g. Ziele (Z) und Grundsätze (G) stellen lediglich eine Auswahl dar. Darüber hinaus 
sind bei der beabsichtigten Entwicklung eines interkommunalen Gewerbegebietes weitere 
Vorgaben des LEP zu berücksichtigen bzw. zu beachten. Diese betreffen u. a.  

• die nachhaltige Raumentwicklung (Ziel 1.1.2), 

• die Anpassung an den Klimawandel (Grundsatz 1.3.2), 

• die gegenseitige Ergänzung der Teilräume (Grundsatz 2.2.2) sowie 

• Entwicklung und Ordnung des ländlichen Raums (Grundsatz 2.2.5) bzw. der Verdich-
tungsräume (Grundsatz 2.2.7), 

• den Erhalt und die Entwicklung von Natur und Landschaft (Grundsatz 7.1.1), 

• ökologisch bedeutsame Naturräume (Grundsatz 7.1.5) und 

• den Hochwasserschutz (Grundsatz 7.2.5). 

4.2 Regionalplanung 

Für das Untersuchungsgebiet sind keine räumlich konkretisierten Zielaussagen des rechts-
wirksamen Regionalplans der Region Donau-Iller vom 24.09.1987 vorhanden (vgl. Abb. 1 
und Abb. 2. 
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Abb. 1: Regionalplan Donau-Iller - Raumnutzung - Siedlung und Versorgung 
(Stand 24.09.1987) 

 

Abb. 2: Regionalplan Donau-Iller - Raumnutzung - Landschaft und Erholung 
(Stand: 24.09.1987) 

Jedoch läuft aktuell das Verfahren zur Gesamtfortschreibung des Regionalplans. Der fort-
geschriebene Regionalplan wurde von der Verbandsversammlung des Regionalverbandes 
in der Sitzung vom 5. Dezember 2023 als Satzung beschlossen. Damit handelt es sich bei 
den Darstellungen von Vorranggebieten um in Aufstellung befindliche Ziele, die gem. ROG 
als sonstige Erfordernisse der Raumordnung bei Entscheidungen über die Zulässigkeit 
raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen sind. Die Genehmigung 
des fortgeschriebenen Regionalplans durch die Obersten Landesplanungsbehörden Bay-
ern/Baden-Württemberg wird für Ende 2024 erwartet. 
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Abb. 3: Fortschreibung Regionalplan Donau-Iller – Raumnutzungskarte 
(Stand: Satzungsbeschluss) 

Es werden folgende räumlich konkretisierten Zielaussagen (Vorranggebiete) in den Regio-
nalplan aufgenommen: 

Grünzäsur (Vorranggebiet) – PS B II 2 Z (1) 

Zur Sicherung der Freiräume zwischen den Siedlungseinheiten, zur Gliederung der Bebau-
ung durch Freiflächen, zur Sicherung siedlungsklimatischer und siedlungsnaher ökologi-
scher Ausgleichsfunktionen sowie für die wohnortnahe Erholung wird eine 300 m breite re-
gionalplanerische Grünzäsur (VRG) zwischen Burgau und Röfingen als Vorranggebiet fest-
gelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. Im Bereich der Grünzäsur sind alle Nut-
zungen und bauliche Anlagen unzulässig, soweit dadurch die Funktionen der Grünzäsur 
erheblich beeinträchtigt wird. Straßen ohne Nebenanlagen oder Schienenwege, Anlagen 
für Erholung, Freizeit und Sport sowie Maßnahmen zum Schutz vor Hochwasser mit einem 
der Grünzäsur entsprechenden Charakter können im Einzelfall zugelassen werden, wenn 
die Grünzäsur nicht in ihrer Gesamtheit beeinträchtigt wird (vgl. PS B II 2 Z (1)/(2)).  

Die Grünzäsur ist bei der Abgrenzung des beabsichtigten Gewerbegebietes bereits berück-
sichtigt. 

Regionaler Grünzug (Vorranggebiet) – PS B II 1 Z (4) 

Darüber hinaus stellt die Raumnutzungskarte des Regionalplanentwurfs für den Bereich 
des Talraumes westlich von Röfingen einen Regionalen Grünzug (VRG) dar. Regionale 
Grünzüge sollen der Entstehung einer großräumigen, bandartigen Siedlungsentwicklung 
entgegenwirken. Sie dienen der Gliederung der Siedlungsachsen, dem Erhalt 
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zusammenhängender siedlungsnaher Freiräume und Erholungsflächen, der Gewährleis-
tung siedlungsklimatischer Funktionen, dem Schutz der Ressourcen Boden und Wasser 
und tragen zum Arten- und Biotopschutz bei (vgl. B II 1 Z (1)). Im Bereich des regionalen 
Grünzugs sind große zusammenhängende Freiflächen im Außenbereich zu erhalten und 
Planungen und Maßnahmen dürfen die Funktionen der regionalen Grünzüge nicht erheb-
lich beeinträchtigen. Ausnahmen sind nur möglich, soweit für die Vorhaben nachweislich 
keine geeigneteren Standorte bestehen, wobei bei der Bewertung der Standorte die Funk-
tionen der regionalen Grünzüge maßgeblich sind (vgl. B II 1 Z (2)).  

Der regionale Grünzug ist bei der Abgrenzung des beabsichtigten Gewerbegebietes bereits 
berücksichtigt. 

Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen (Vorrangge-

biet) – PS B IV 1 Z (1) 

Für den Bereich westlich und östlich der St 2025 wird zur Sicherung besonders geeigneter 
Standorte ein Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen als 
Vorranggebiet festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt (vgl. PS B IV 1 Z (1)). 
Hier sind alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ausgeschlossen, soweit sie 
den vorrangigen Nutzungen entgegenstehen. Die Ansiedlung regionalbedeutsamer Einzel-
handelsbetriebe und Veranstaltungszentren hingegen ist in den Vorranggebieten für Indust-
rie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen ausgeschlossen (vgl. B IV 1 Z (3)). Darüber 
hinaus gilt der Grundsatz einer möglichst interkommunalen Entwicklung und Nutzung der 
Vorranggebiete für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen (vgl. B IV 1 G (2)).  

Das beabsichtigte Gewerbegebiet entspricht in seiner Abgrenzung der räumlichen Ausdeh-
nung des Schwerpunktes für Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungseinrichtungen und 
soll interkommunal von Röfingen und Burgau entwickelt werden. 

Gebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz (Vorranggebiet) – PS B I 5 Z (3) 

Für die im Westen und Nordwesten angrenzenden Bereiche ist ein Gebiet für den vorbeu-
genden Hochwasserschutz (VRG, vgl. PS B I 5 Z (3)) dargestellt. Diese Gebiete dienen der 
Sicherung von Flächen für Anlagen und Maßnahmen des vorbeugenden Hochwasserschut-
zes sowie der Rückgewinnung von Retentionsräumen. In ihnen sind alle Nutzungen aus-
geschlossen, die dem vorbeugenden Hochwasserschutz entgegenstehen, wozu insbeson-
dere Bauflächen und Baugebiete sowie bauliche Anlagen gehören.  

Das beabsichtigte Gewerbegebiet liegt außerhalb des Gebietes für den vorbeugenden 
Hochwasserschutz. 

Berücksichtigung in der beabsichtigten Planung 

Die o. g. Darstellungen im satzungsbeschlossenen fortgeschriebenen Regionalplan sind 
als in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung bei der weiteren Planung zu beachten. 
Die Grünzäsur im Nordwesten des Plangebietes wurde beachtet und der Zuschnitt des be-
absichtigten Gewerbegebietes bereits entsprechend angepasst. Gleiches gilt für den regi-
onalen Grünzug im Osten. Mit dem geplanten Vorhaben der Entwicklung eines interkom-
munalen Gewerbegebiets wird der Darstellung des fortgeschriebenen Regionalplans eines 
Vorranggebietes „Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen“ 
im Talraum der Mindel beidseits der St 2025 entsprochen. Trotz der Lage des beabsichtig-
ten Gewerbegebietes außerhalb des Vorranggebietes für den vorbeugenden 
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Hochwasserschutz wurde die beabsichtigte Hochwasserschutzmaßnahme Burgau bei der 
Erarbeitung des Planungskonzeptes ebenso bereits beachtet. 

5 Sonstige Planungskonzepte 

5.1 Informelles Planungskonzept Teilraumgutachten Mindeltal 

Zwischen 2001 und 2003 wurde vom Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Infra-
struktur, Verkehr und Technologie gemeinsam mit allen Anliegergemeinden des Mindeltals 
das Teilraumgutachten „Mindeltal“ durchgeführt. Vor dem Hintergrund sich überlagernder 
Raumnutzungsansprüche und einer akuten Hochwasserproblematik wurden darin ver-
schiedene Handlungsfelder und Ziele für die künftige Entwicklung formuliert. Den im Teil-
raumgutachten festgestellten Zielen wird mit der beabsichtigten Entwicklung eines inter-
kommunalen Gewerbegebiets entsprochen. Dazu zählen u. a. 

• eine abgestimmte Lenkung der Siedlungstätigkeit 

• die interkommunale Zusammenarbeit in Teilräumen 

• Intensivierung kommunaler Zusammenarbeit bei gewerblichen Entwicklungsplanungen 
mit Konzentration von Gewerbe an bevorzugten Standorten mit überregionaler Ver-
kehrsanbindung 

• Erarbeitung von Entwicklungskonzepten und Siedlungsleitbildern für die örtliche Pla-
nung 

• Integration der Autobahn in das regionale Verkehrsnetz und günstige Anbindung der 
Gewerbeflächen bei Minimierung der Erschließungsstraßen 

• Ausweisung größerer neuer Gewerbeflächen nur an den Schnittpunkten der wichtigen 
Verkehrsachsen 

Berücksichtigung in der beabsichtigten Planung 

Die im Teilraumgutachten erarbeiteten Ziele werden mit der beabsichtigten Planung im Hin-
blick auf die interkommunale Zusammenarbeit, die Konzentration von Gewerbe an einem 
Standort mit überregionaler Verkehrsanbindung und die Standortzuordnung zur BAB 8 mit 
Minimierung des Erschließungsbedarfs berücksichtigt.  

5.2 Bahnausbau Ulm – Augsburg  

Aktuell betreibt die Deutsche Bahn Planungen für eine Neu- und Ausbaustrecke der Bahn-
verbindung zwischen Ulm und Augsburg. Ziel ist eine Verkürzung der Reisezeiten zwischen 
Ulm und Augsburg. Um die dafür erforderlichen höheren Geschwindigkeiten realisieren zu 
können, ist ein Streckenneubau erforderlich. Bisher liegen insgesamt vier Grobtrassierun-
gen vor, die im weiteren Planungsprozess zu prüfen sind. Drei der Grobtrassierungen ver-
laufen im Bereich des geplanten Gewerbegebietes in Parallelführung zur BAB 8 und damit 
südlich außerhalb des Plangebietes. Ob sich eine direkte Betroffenheit des Plangebietes 
durch die Bahnplanung ergibt (z. B. durch die Einschleifung der Bahnstrecke von Günzburg 
kommend in die Neubaustrecke), ist im weiteren Verfahren zu klären. 

Für die Prüfung der Trassenvarianten wird ein Raumordnungsverfahren durch die Regie-
rung von Schwaben durchgeführt, das Beteiligungsverfahren ist abgeschlossen. Derzeit lie-
gen keinerlei belastbare Aussagen hinsichtlich der Realisierungswahrscheinlichkeit und 
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genauen Lage der aktuell im Nahbereich außerhalb des Plangebietes gelegenen Trassen-
führung einer „Einschleiftrasse“ von Günzburg kommend vor.  

5.3 Machbarkeitsstudie „Interkommunales Gewerbegebiet Mindeltal“ 

Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie wurde die grundsätzliche Realisierbarkeit eines Ge-
werbegebietes am Standort geprüft. Aufgrund der Lage des Plangebietes in naturschutz-
fachlich wertvollen und artenschutzrechtlich relevanten Mindeltal war der Natur- und Arten-
schutz ein wesentlicher Bestandteil der Machbarkeitsstudie. Insbesondere wurde der zu 
erwartende Ausgleichsbedarf bilanziert und ein Konzept möglicher Ausgleichsflächen ent-
wickelt.  

Ein weiterer Schwerpunkt in der Machbarkeitsstudie lag auf der Ermittlung der Baugrund-
verhältnisse, die aufgrund der Talauenlage und einem daraus resultierenden hohen Grund-
wasserstand bzw. anmoorigen Deckschichten in teilweise großen Mächtigkeiten hinsicht-
lich der Gründung für Gewerbehallen anspruchsvoll sind.  

Auch die mögliche Anbindung des beabsichtigten Gewerbegebietes an die neue Umge-
hungsstraße St 2025 wurde im Rahmen der Machbarkeitsstudie geprüft und mit dem Staat-
lichen Bauamt abgestimmt.  

Hinsichtlich der Erschließung wurde auch die Ver- und Entsorgungssituation im beabsich-
tigten Gewerbegebiet geprüft. Entsprechende Vorschläge zur Wasserversorgung sowie zur 
Abwasserentsorgung und Niederschlagswasserbehandlung wurden ausgearbeitet.  

Zudem wurde aufgrund der Lage des beabsichtigten Gewerbegebietes zwischen bestehen-
den Siedlungsflächen überschlägig geprüft, welche Schallimmissionskontingente für den 
Standort unter Berücksichtigung der angrenzenden Immissionsorte möglich sind.  

Im Ergebnis der Untersuchungen zur Machbarkeitsstudie wurde das beabsichtigte Gewer-
begebiet in Form und Größe abgegrenzt. Diese Abgrenzung wird in die Flächennutzungs-
planänderung unverändert übernommen.  

Die nachfolgenden Aussagen in der Begründung beziehen sich im Wesentlichen auf die 
Arbeitsergebnisse der Machbarkeitsstudie „Interkommunales Gewerbegebiet Mindeltal“. 

6 Planungsinhalte der Änderung des Flächennutzungsplanes 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes dient dem Zweck, im Talraum der Mindel ge-
werbliche Bauflächen auszuweisen. Die Abgrenzung dieser gewerblichen Bauflächen ent-
spricht weitestgehend der Abgrenzung des regionalplanerischen Vorranggebietes mit ei-
nem Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen. Weitere Vor-
gaben zum konkreten Maß der geplanten gewerblichen Bebauung werden in einem nach-
folgenden Bebauungsplan getroffen. 

Im Gegenzug wird das bisher dargestellte großflächige Gewerbegebiet am westlichen Sied-
lungsrand von Röfingen weitgehend zurückgenommen und wieder als Fläche für die Land-
wirtschaft und als potenzielle Ausgleichsfläche dargestellt. Nur im unmittelbaren Anschluss 
an den Siedlungsrand mit einem bestehenden Autohaus wird kleinflächig die Darstellung 
gewerblicher Bauflächen beibehalten, um hier die tatsächlich bereits erfolgten Erweiterun-
gen dieses Gewerbebetriebes abzubilden und künftige Erweiterungsmöglichkeiten in gerin-
gem Umfang vorzubereiten. Randlich an das bestehende Autohaus angrenzend ist 
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entsprechend der bisherigen Systematik des Flächennutzungsplanes ein kleiner Teilbe-
reich zudem unverändert als Dorfgebiet dargestellt.  

Im Zusammenhang mit der Änderung des Flächennutzungsplanes wird auch die zwischen-
zeitlich hergestellte Umgehungsstraße St 2025 in ihrer tatsächlichen Lage als überörtliche 
und örtliche Hauptverkehrsstraße dargestellt, entlang des anbaufreien Streifens von beid-
seitig 20 m enthält die Flächennutzungsplanänderung die Darstellung von Grünflächen. Zu-
sammen mit den Darstellungen einer Ortsrand-/Baugebietseingrünung entlang der Ränder 
der gewerblichen Bauflächen sind damit die Voraussetzungen für eine wirksame grünord-
nerische Einbindung dieser Bauflächen in das Landschaftsbild gegeben. Die Kennzeich-
nung der gewerblichen Bauflächen hinsichtlich erforderlicher Regelungen zum Schal-
limmissionsschutz gibt zudem einen Hinweis auf die zu berücksichtigende Schallimmissi-
onssituation im nachfolgenden Bebauungsplan. 

Zur Orientierung für die innere Erschließung der beidseitig der St 2025 gelegenen gewerb-
lichen Bauflächen sind auch die Straßenführungen der örtlichen Verkehrsstraßen darge-
stellt. Zudem enthalten die gewerblichen Bauflächen beidseitig der St 2025 den Hinweis auf 
erforderliche Anlagen zur Abwasserbeseitigung im Zusammenhang mit dem aufgrund der 
gewerblichen Nutzung anfallenden Schmutzwasser.  

Nachrichtlich übernimmt die Flächennutzungsplanänderung die Darstellung einer 20 kV-
Freileitung im Südosten sowie die Darstellung der außerhalb des Plangebietes gelegenen 
Ortsdurchfahrtsgrenze an der Hauptstraße im Siedlungsbereich Röfingen. 

7 Landwirtschaft 

Die bisher größtenteils landwirtschaftlich genutzten Flächen im Plangebiet werden mit der 
vorliegenden Flächennutzungsplanänderung für eine künftige gewerbliche Bebauung vor-
bereitet. Entsprechend dem städtebaulichen Entwicklungsziel der Gemeinde Röfingen soll 
hier unter Berücksichtigung des in Aufstellung befindlichen Zieles der Regionalplanung zur 
Entwicklung eines Vorranggebietes für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtun-
gen ein interkommunales Gewerbegebiet entwickelt werden. Mit der Abgrenzung des Plan-
gebietes in der vorliegenden Form wird die Vorgabe aus der Regionalplanung für das Vor-
ranggebiet eingehalten. Als künftiges Ziel der Regionalplanung hat die gewerbliche Nut-
zung hier Vorrang vor allen anderen raumbedeutsamen Nutzungen und damit auch Vorrang 
vor der Landwirtschaft. Dieser Aspekt ist auf der übergeordneten regionalplanerischen Pla-
nungsebene final abgewogen.  

Die Flächeninanspruchnahme für gewerbliche Zwecke ist mit einem Flächenverlust für die 
Landwirtschaft verbunden. Die Darstellung des Plangebietes als gewerbliche Baufläche im 
Flächennutzungsplan stellt jedoch noch keine bauplanungsrechtliche Grundlage für eine 
gewerbliche Bebauung dar. Hierzu bedarf es der Aufstellung eines Bebauungsplanes. Zu-
dem ist aufgrund der Großflächigkeit des Plangebietes von einer abschnittsweisen gewerb-
lichen Bebauung auszugehen. Insofern bleibt die landwirtschaftliche Nutzung der Flächen 
trotz einer Darstellung als gewerbliche Baufläche zumindest in Teilbereichen noch über ei-
nen längeren Zeitraum erhalten. Unabhängig davon ist die Gemeinde Röfingen bemüht, 
Härten für die bewirtschaftenden landwirtschaftlichen Betriebe zu vermeiden. Deshalb wird 
im Zuge der Grundstücksverhandlungen auch die Möglichkeit geprüft, geeignete Tausch-
flächen bereitzustellen. 
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8 Umweltbelange/naturschutzrechtlicher Ausgleich 

Die Beschreibung und Bewertung der Umweltbelange wie z. B. des Natur-/Boden- und 
Landschaftsschutzes, der Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Kulturgüter und die Gesund-
heit des Menschen sowie von Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern 
wird gemäß § 2 Abs. 4 BauGB im Zuge einer Umweltprüfung in Form eines Umweltberichts 
ermittelt und bewertet. Bewertungsumfang und -tiefe entspricht dem Charakter der vorlie-
genden Flächennutzungsplanänderung als vorbereitender Bauleitplanung. Auf Ebene eines 
nachfolgenden Bebauungsplanes als verbindlicher Bauleitplanung werden in einem eige-
nen Umweltbericht die Aussagen zu den planungsbedingten Umweltauswirkungen bezo-
gen auf den höheren Konkretisierungsgrad der Planung präzisiert. Die Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minimierung und Kompensation von Umweltauswirkungen sowie der natur-
schutzrechtliche Eingriff und Ausgleich werden im nachfolgenden Bebauungsplanverfahren 
ermittelt und festgesetzt.  

9 Bedarfsnachweis 

9.1 Interkommunalität des Gewerbegebietes/Abgrenzung 

Das Gewerbegebiet kommt aufgrund des Anbindegebots und seiner Größe nur als inter-
kommunales Gewerbegebiet in Betracht. Das interkommunale Gewerbegebiet der Ge-
meinde Röfingen soll entsprechend den Darstellungen des Regionalplanes im Talraum der 
Mindel angeordnet werden mit Lage beidseitig der St 2025. Die interkommunale Ausrich-
tung des Gewerbegebietes entspricht den Abstimmungen mit Landratsamt Günzburg und 
Regionalverband Donau-Iller. Außer der Deckung der gemeindeeigenen Nachfrage nach 
Gewerbeflächen ist das interkommunale Gewerbegebiet auch für Gewerbeansiedlungen 
der Stadt Burgau vorgesehen, die in ihrem Stadtgebiet über keine größeren Gewerbeflä-
chenpotenziale mehr verfügt. 

Der für die vorliegende Bauleitplanung gewählte Titel „Interkommunales Gewerbegebiet 
Röfingen“ bezieht sich auf die Standortgemeinde, die die Flächen für dieses interkommu-
nale Gewerbegebiet zur Verfügung stellt. Es ist eine durchaus übliche Vorgehensweise, 
dass bei einem interkommunalen Gewerbegebiet die Flächen ausschließlich innerhalb ei-
ner Gemeinde liegen, jedoch mehrere Gemeinden am Planungsverband beteiligt sind. Ge-
rade dadurch ist es möglich, Flächen für gewerbliche Entwicklungen auch solchen Kommu-
nen zur Verfügung zu stellen, die aktuell über keine Flächenpotenziale mehr verfügen. Bei 
der vertraglichen Gestaltung über das gemeindeübergreifende Zusammenwirken im Pla-
nungsverband für das interkommunale Gewerbegebiet wird dieser Sachverhalt im Sinne 
eines gerechten Interessensausgleichs zwischen den Partnerkommunen entsprechend be-
rücksichtigt.  

Eine Ausdehnung der gewerblichen Bauflächen nach Westen auf die Flur der Stadt Burgau 
ist faktisch aufgrund der dort zu berücksichtigenden Grünzäsur als Vorgabe der Raumord-
nung und Landesplanung nicht möglich. Zudem ist die Abgrenzung der gewerblichen Bau-
flächen durch die Darstellung des in der Fortschreibung des Regionalplanes enthaltenen 
Schwerpunktes für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen Burgau/Röfingen 
vorgegeben. Bereits die Bezeichnung dieses Vorranggebietes im Regionalplan gibt die in-
terkommunale Entwicklung für die Kommunen Burgau und Röfingen als Ziel vor.  

Im Hinblick auf die Gründung eines Planungsverbandes für ein interkommunales Gewerbe-
gebiet erfolgen aktuell die Abstimmungen zwischen der Gemeinde Röfingen und der Stadt 
Burgau. Hierbei sind eine Reihe von Vorgaben für eine funktionierende interkommunale 
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Zusammenarbeit zu klären. Dementsprechend handelt es sich bei der Gründung eines sol-
chen Planungsverbandes um einen längerfristigen Prozess. Die Gemeinde Röfingen war 
dabei zu Beginn der Überlegungen zur Schaffung eines interkommunalen Gewerbegebie-
tes keineswegs nur auf Burgau als Vertragspartner festgelegt. 

Vielmehr wurde zuerst das Interesse der Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemein-
schaft Haldenwang abgefragt. Nachdem seitens der Mitgliedsgemeinden kein Interesse an 
einem interkommunalen Gewerbegebiet bestand, wurde seitens der Gemeinde Röfingen 
mit dem direkt angrenzenden Markt Jettingen-Scheppach Kontakt aufgenommen, zumal 
die gewerblichen Bauflächen des Marktes Jettingen-Scheppach unmittelbar südlich an-
grenzen. Im Ergebnis bestand zwar auch von Seiten des Marktes Jettingen-Scheppach kein 
Interesse an einer interkommunalen Zusammenarbeit hinsichtlich der Entwicklung eines 
gemeinsamen Gewerbegebietes, gemeinsame Infrastrukturmaßnahmen (wie z. B. gemein-
same Erschließungsstraßen) kommen für den Markt Jettingen-Scheppach jedoch in Be-
tracht. Die Stadt Burgau hat letztendlich das Angebot der Gemeinde Röfingen aufgegriffen 
und wie die Gemeinde Röfingen bereits beschlossen, die Entwicklung des Gewerbegebie-
tes interkommunal anzugehen. Dabei soll vorrangig zunächst die Gemeinde Röfingen als 
alleinige Flächengeberin federführend sein. 

Aus diesem gemeinsamen Entschluss der Gemeinde Röfingen und der Stadt Burgau er-
folgte die Beauftragung einer Machbarkeitsstudie. Die Ergebnisse dieser Machbarkeitsstu-
die wurden in einer gemeinsamen Sitzung des Gemeinderats Röfingen und des Stadtrats 
Burgau am 05.10.2020 vorgestellt. Der Gemeinderat Röfingen hat dann am 06.12.2021 
beschlossen, das geplante Gewerbegebiet in interkommunaler Zusammenarbeit mit der 
Stadt Burgau aufzustellen und den Flächennutzungsplan dahingehend zu ändern. Zeit-
gleich wurde zusammen mit der Stadt Burgau ein Auswahlverfahren für eine Rechtsbera-
tung angestoßen, aus der das Büro Rödl & Partner, Nürnberg, hervorging. Die Rechtsan-
waltskanzlei hat zwischenzeitlich die Kommunen über die verschiedenen Möglichkeiten der 
interkommunalen Zusammenarbeit informiert. Letztlich haben sich beide Kommunen für die 
Form eines Zweckverbands entschieden. Dazu hat Rödl & Partner bereits eine entspre-
chende Verbandssatzung ausgearbeitet, die noch von den beiden kommunalen Gremien 
zu beschließen ist. Zunächst soll jedoch das Verfahren zur Änderung des Flächennutzungs-
planes abgewartet werden, um die Planungssicherheit für das anschließende Bebauungs-
planverfahren zu erlangen. 

Mit der Abgrenzung und Lage der gewerblichen Bauflächen ist das Anbindegebot gemäß 
LEP erfüllt. Die gewerblichen Bauflächen schließen unmittelbar an im rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplan der Nachbargemeinde Markt Jettingen-Scheppach dargestellte gewerb-
liche Bauflächen an und stehen damit in einem zukünftigen großflächigen Siedlungszusam-
menhang. 

9.2 Bedarf und Flächenpotenziale 

Für die Darstellung von Bauflächen im Flächennutzungsplan ist der Bedarf zu begründen. 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Röfingen sieht bisher am westli-
chen Siedlungsrand ein Gewerbegebiet in einer Größenordnung von ca. 12,6 ha vor. Auf-
grund der Ergebnisse aus der Machbarkeitsstudie für das Interkommunale Gewerbegebiet 
wird mit der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung diese Gewerbegebietsdarstellung 
weitestgehend aufgegeben. Damit wird auch dem Umstand der an dieser Stelle schwieri-
gen Baugrundverhältnisse Rechnung getragen. Die Darstellung gewerblicher Bauflächen 
bleibt nur in einem geringen Umfang von ca. 0,6 ha zur Abbildung des tatsächlichen 
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Bestandes der hier vorhandenen gewerblichen Nutzungen (Autohaus) und der Sicherung 
von Erweiterungsflächen in geringfügigem Umfang erhalten.  

Die neuen gewerblichen Bauflächen im Mindeltal haben eine Gesamtgröße von ca. 26,8 ha 
und ermöglichen damit einen Zuwachs an gewerblicher Bauflächen gegenüber den bishe-
rigen Darstellungen des rechtskräftigen Flächennutzungsplanes von ca. 14,2 ha. Die west-
lich der St 2025 gelegenen gewerblichen Bauflächen mit einer Größe von ca. 15,8 ha sind 
durch Interessensbekundungen bereits vollständig belegt, für diese gewerblichen Bauflä-
chen hat die Gemeinde Röfingen zusammen mit der Stadt Burgau bereits zielgerichtete 
Ansiedlungsgespräche mit drei größeren regionalen Gewerbebetrieben geführt. Die ansied-
lungswilligen Firmen haben jeweils einen Bedarf von ca. 5 ha gewerblicher Baufläche, 
Pläne zur inneren Aufteilung der Teilfläche West des interkommunalen Gewerbegebietes 
liegen bereits vor.  

Die Teilfläche Ost mit einer Größe von ca. 11,0 ha wird entsprechend dem Planungswillen 
der Gemeinde Röfingen für künftige Gewerbeansiedlungen vorgehalten. Diese Teilfläche 
ist größenmäßig vergleichbar mit den bisher im rechtskräftigen Flächennutzungsplan dar-
gestellten Gewerbegebietsflächen und stellt insofern eine Bestandssicherung dar.  

In der Begründung des fortgeschriebenen Regionalplanes zum Schwerpunkt Industrie, Ge-
werbe und Dienstleistungseinrichtungen (Ziel B IV 1) wird darauf hingewiesen, dass ein 
Bedarfsnachweis für die mit der Flächennutzungsplanänderung dargestellten gewerblichen 
Bauflächen gerade nicht erforderlich ist, da für diesen festgelegten Standort ein nachge-
wiesener regionaler Bedarf besteht. Die Festlegung im Regionalplan basiert daher nicht nur 
auf dem Flächenbedarf, sondern im Besonderen auf einer Analyse der regionalbedeutsa-
men Standortfaktoren, die zur langfristigen Stabilisierung der Siedlungsstruktur beitragen 
sollen. Aus regionalplanerischer Sicht ist unabhängig davon mit dem Schwerpunkt für In-
dustrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen keine Konzentrationswirkung verbun-
den. Die Aufgabe der Kommunen, gewerbliche Bauflächen für den jeweiligen kommunalen 
Bedarf vor Ort auszuweisen, bleibt unangetastet.  

Die Vorgaben des LEP zum Flächensparen sind in der vorliegenden Bauleitplanung be-
rücksichtigt. Mit der vorliegenden Darstellung großflächiger gewerblicher Bauflächen im 
Mindeltal ist die Rücknahme bisher dargestellter gewerblicher Bauflächen im unmittelbaren 
Anschluss an den Siedlungsbereich von Röfingen verbunden. Diese gewerblichen Bauflä-
chen am unmittelbaren Siedlungsrand waren bisher die einzige Möglichkeit für die Entwick-
lung eines Gewerbegebietes im Gemeindegebiet Röfingen. Insofern stehen in Röfingen 
außer den in der Flächennutzungsplanänderung dargestellten gewerblichen Bauflächen für 
ein interkommunales Gewerbegebiet tatsächlich keine weiteren Potenziale für gewerbliche 
Nutzungen zur Verfügung. In der Flächennutzungsplanänderung ist berücksichtigt, dass für 
den bestehenden Gewerbebetrieb (Autohaus) am westlichen Rand des Siedlungsbereiches 
Röfingen in geringem Umfang Erweiterungsflächen für eine gewerbliche Nutzung vorgese-
hen werden. Diese Erweiterungsflächen werden jedoch bereits im Ist-Zustand teilweise ge-
werblich genutzt und stellen damit lediglich eine Berichtigung des Flächennutzungsplanes 
dar. Innenentwicklungspotenziale im Sinne von unbebauten Flächen, für die Baurecht be-
steht, Baulücken, Brachen und Konversionsflächen im unbeplanten Innenbereich, Möglich-
keiten der Nutzung leerstehender Gebäude und Möglichkeiten der Nachverdichtung bereits 
bebauter Flächen bieten sich im Siedlungsbereich Röfingen für eine gewerbliche Nutzung 
nicht an. Mögliche Brachflächen bzw. Flächen zur Nachverdichtung im Innerortsbereich be-
finden sich entweder im Privatbesitz ohne Zugriffsmöglichkeiten der Gemeinde oder sind 
aufgrund der Bauflächendarstellungen mit Dorfgebieten (gemischten Bauflächen) und 
Wohnbauflächen (allgemeine Wohngebiete) und dem daraus folgenden Nutzungsmix nicht 
für eine konfliktfreie Ansiedlung von Gewerbebetrieben geeignet.  
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Einer im Ortsteil Roßhaupten der Gemeinde Röfingen ansässigen Firma konnte nur durch 
Zukauf von Flächen die Expansion am Standort selbst, bzw. in unmittelbarer Nähe, ermög-
licht werden. Die übrige Struktur im Gemeindegebiet Röfingen entspricht im unbeplanten 
Bereich in der Regel einer Mischgebiets- oder Dorfgebietsqualifizierung. Allerdings be-
schränkt sich der gewerbliche Flächenbedarf in der Regel auf aufgelassene, ehemalige 
Hofstellen, soweit diese im Einzelfall überhaupt zur Verfügung stehen. Kleinteilige Untersu-
chungen, welche Flächen innerhalb des Baubestands der Gemeinde Röfingen noch in Be-
tracht kämen, so dass ein Bedarf nachgewiesen werden kann, erübrigen sich schon des-
halb, weil das interkommunale Gewerbegebiet eine ganz andere Zielsetzung hat, als klei-
nere Gewerbebetriebe an geeigneter Stelle innerörtlich anzusiedeln. Gleiches gilt für das 
Stadtgebiet der Stadt Burgau, wo ebenfalls keine weiteren Potenziale für eine Gewerbeent-
wicklung zur Verfügung stehen. Die bestehenden großflächigen Gewerbegebiete sind voll-
ständig belegt. Als maßgeblicher Wirtschaftsstandort im Landkreis Günzburg ist für die 
Stadt Burgau eine Bereitstellung von gewerblichen Bauflächen im Hoheitsgebiet oder eben 
in unmittelbarer Nachbarschaft, wie hier in Röfingen, unumgänglich. Langfristig gefährdet 
das fehlende gewerbliche Entwicklungsflächenpotenzial den Wirtschaftsstandort, die Wirt-
schaftskraft im Landkreis insgesamt wird geschwächt. In Ermangelung geeigneter Gewer-
beflächen im eigenen Stadtgebiet hat die Stadt Burgau deshalb beschlossen, im benach-
barten Gemeindegebiet Röfingen zusammen mit der Gemeinde Röfingen ein interkommu-
nales Gewerbegebiet zu entwickeln.  

10 Erschließung 

Die Erschließung der neuen gewerblichen Bauflächen erfolgt mit Anbindung an die St 2025 
(vgl. Kap. „Lage und Erschließung des Plangebietes“). Die innere Erschließung der beiden 
Teilflächen West und Ost und die Lage der Knotenpunkte sowie die Knotenpunktsgestal-
tung zur Anbindung dieser inneren Erschließungen an St 2025 bzw. deren Seitenarme 
wurde bereits im Rahmen der Machbarkeitsstudie mit der zuständigen Straßenbaubehörde 
sowie der Nachbarkommune Markt Jettingen-Scheppach abgestimmt.  

Das entlang der freien Strecke von Staatsstraßen gemäß Art. 23 Abs. 1 BayStrWG für bau-
liche Anlagen bis 20 m Abstand von äußeren Rand der Fahrbahndecke geltende Bauverbot 
ist in der Planzeichnung dargestellt. Diese Bauverbotszone entlang der St 2025 dient dem 
Hinweis für einen nachfolgenden Bebauungsplan auf bestehende Einschränkungen der Be-
baubarkeit in diesem Bereich und ist auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zu be-
rücksichtigen.  

Dementsprechend wird die Teilfläche West der gewerblichen Bauflächen am Südrand über 
einen Knotenpunkt an die St 2025 angebunden, die Trassenführung der inneren Erschlie-
ßung folgt den Anforderungen der ansiedlungswilligen Betriebe. Die Trassenführung der 
inneren Erschließungsstraße am Südrand der gewerblichen Bauflächen hat den Vorteil, 
dass die unmittelbar südlich angrenzenden gewerblichen Bauflächen im Gebiet des Mark-
tes Jettingen-Scheppach ebenfalls über diese Straßenführung erschlossen werden können. 
Die damit mögliche beidseitige Erschließung stellt eine wirtschaftliche und ressourcenscho-
nende Erschließungsmöglichkeit dar.  

Für die Teilfläche Ost der gewerblichen Bauflächen ist eine Erschließung von Süden über 
die angrenzenden gewerblichen Bauflächen des Marktes Jettingen-Scheppach vorgese-
hen. Der Knotenpunkt zur Anbindung an das übergeordnete Straßennetz erfolgt zur Ver-
bindungsstraße der St 2025 zur Hauptstraße (alte St 2025). Damit kann auch die innere 
Erschließung für die Teilfläche Ost für eine Erschließung der geplanten gewerblichen Bau-
flächen des Marktes Jettingen-Scheppach mit genutzt werden. Eine Konkretisierung für die 
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Trassenführung der inneren Erschließung erfolgt im Rahmen des nachfolgenden Bebau-
ungsplanverfahrens.  

Die Ausbildung der Knotenpunkte zur Anbindung an das übergeordnete Straßennetz ist 
über Abbiegespuren vorgesehen. Dadurch wird die Funktion der St 2025 als Umfahrungs-
straße nicht eingeschränkt.  

Aufgrund der Lage des Plangebietes ist eine Erlaubnis der Straßenbaubehörde zur Son-
dernutzung für eine Zufahrt außerhalb der Erschließung der anliegenden Grundstücke be-
stimmten Teile der Ortsdurchfahrt erforderlich. Eine Regelung hierzu folgt aus der nachfol-
genden verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan) bzw. den in diesem Rahmen erfor-
derlichen Straßenplanungen.  

Um die Funktion der St 2025 als Umfahrungsstraße nicht einzuschränken, wird bereits auf 
Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung darauf hingewiesen, dass unmittelbare Zugänge 
oder Zufahrten von den gewerblichen Grundstücksflächen auf die St 2025 nicht zulässig 
sind. Auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan) werden 
hierzu Regelungen getroffen, z. B. durch Festsetzung von Bereichen ohne Ein- und Aus-
fahrt entlang der Ränder der Gewerbegebietsflächen zur St 2025 hin.  

Eine konkrete Planung der inneren Erschließungsstraßen im Sinne einer straßenbautech-
nischen Vorplanung ist der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan) 
vorbehalten. In dieser Straßenplanung sind auch Belange wie Ausbau der Neuanbindung 
der inneren Erschließungsstraßen, Entwässerung der Einmündungsflächen mit ggf. Einho-
lung einer erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigung sowie der Nachweis der erfor-
derlichen Schleppkurven berücksichtigt. Vorliegend wird darauf hinwiesen, dass für den 
Anschluss der gewerblichen Bauflächen an die St 2025 und die hierfür erforderlichen Stra-
ßenplanungen der Abschluss einer Vereinbarung beim Straßenbauamt zu beantragen ist 
mit Regelungen der Kostentragung durch die Gemeinde Röfingen einschließlich der Erneu-
erungs- und Unterhaltsmehrkosten sowie Herstellung von Abbiegespuren. 

In der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungsplan ist zudem Sorge zu 
trage, dass die Sicherstellung der Sichtverhältnisse in den Einmündungsbereichen entspre-
chend der allgemein geltenden Vorgaben durch Freihaltung der Sichtflächen gewährleistet 
ist.  

11 Immissionsschutz 

Aufgrund der geplanten gewerblichen Nutzungen im interkommunalen Gewerbegebiet sind 
resultierende Gewerbelärmimmissionen auf schützenswerte Nutzungen in der Nachbar-
schaft zu berücksichtigen. Im Rahmen der Machbarkeitsstudie wurde eine überschlägige 
Schallberechnung durchgeführt mit dem Ergebnis, dass für die neuen gewerblichen Bau-
flächen gewerbegebietsübliche Geräuschkontingente von 60 dB(A) realisierbar sind (vgl. 
Anlage 1). Zur Nachtzeit sind Emissionskontingente je nach Lage/Entfernung zu schützens-
werten Nutzungen teilweise reduziert. In nahezu alle Richtungen können zudem richtungs-
bezogene Zusatzkontingente zugeteilt werden, so dass dort eine Nutzung durch produzie-
rende Betriebe auch mit erhöhten Emissionsanforderungen möglich ist. Die schalltechni-
sche Realisierbarkeit der gewerblichen Bauflächen ist damit nachgewiesen, eine konkrete 
Modellierung erfolgt auf Ebene des nachfolgenden Bebauungsplanes.  

Betriebsbereiche (Störfall-Betriebe) sind nach aktuellem Kenntnisstand nicht vorgesehen. 
Dies ist im nachfolgenden Bebauungsplan zu prüfen. 
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Aufgrund der mit der Planung vorbereiteten gewerblichen Nutzung der Flächen im Plange-
biet sind Immissionswirkungen aus einer landwirtschaftlichen Nutzung im Umfeld hinsicht-
lich Lärm, Staub und Geruch nicht relevant.  

Aufgrund der Lage des Plangebietes im Nahbereich zur bestehenden Bahnlinie 5302 Augs-
burg HBF – Neu-Ulm können im Plangebiet aus dem Eisenbahnbetrieb Immissionen hin-
sichtlich des Schalls und Erschütterungen resultieren. Aufgrund der vorbereiteten Nutzung 
des Plangebietes als Gewerbegebiet und dem daraus resultierenden geringen Schutzan-
spruch ergeben sich keine Planungskonflikte auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung 
infolge der Nähe zu einer bestehenden Bahnlinie.  

12 Spezieller Artenschutz 

Unter Bezug auf § 1a Abs. 4 BauGB ist bei Bauleitplänen zu prüfen, ob durch die Planung 
eines Projektes Einflüsse auf geschützte Arten nach europäischem Artenschutzrecht ent-
stehen, die beim Vollzug des Bauleitplanes z. B. durch nachfolgende Bau- oder sonstige 
Genehmigungen Verstöße auslösen, die gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) verboten sind. Dementsprechend muss der Vollzug des Bauleitplanes so mög-
lich sein, dass folgende Vorgaben eingehalten sind (§ 44 BNatSchG): 

• Wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten nach BNatSchG darf nicht nach-
gestellt werden; sie dürfen nicht gefangen, verletzt oder getötet oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden.  

• Wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten dür-
fen während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-
rungszeiten nicht erheblich gestört werden (eine erhebliche Störung liegt vor, wenn 
sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art ver-
schlechtert). 

• Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur dürfen nicht entnommen, beschädigt oder zerstört werden.  

• Wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur dürfen nicht entnommen werden; sie oder ihre Standorte dürfen nicht 
beschädigt oder zerstört werden (Zugriffsverbote). 

Aufgrund der Bedeutung des Mindeltals als überregionale Biotopverbundachse wurden im 
Rahmen der Machbarkeitsstudie faunistische Überblickskartierungen durchgeführt. Ent-
sprechend weisen das Plangebiet und die großräumig angrenzenden Flächen eine hervor-
gehobene Bedeutung als Lebensraum insbesondere für die Avifauna, aber auch für Fleder-
mäuse, Amphibien, Schmetterlinge und Libellen auf. Die Avifauna ist planungsbedingt ins-
besondere für bodenbrütende Vogelarten, wie Feldlerche, Kiebitz und Goldammer sowie 
als Nahrungshabitat z. B. des Weißstorchs betroffen. Durch die Planung können somit ge-
mäß § 44 BNatSchG geschützte Arten betroffen sein (vgl. Anlage 2). 

Aufgrund der Großflächigkeit des Mindeltales im Umfeld des Plangebietes sind in ausrei-
chendem Umfang Ausweichlebensräume für potenziell betroffene und gemäß § 44 
BNatSchG geschützte Arten vorhanden. Zudem tragen die großflächig innerhalb des Plan-
gebietes abgegrenzten Grünflächen dazu bei, bestehende Lebensräume zu erhalten. Auch 
die Rücknahme der Darstellung gewerblicher Bauflächen am unmittelbaren Siedlungsrand 
mit Erhaltung der landwirtschaftlichen Nutzungen in diesem Bereich trägt dazu bei, insbe-
sondere für den Weißstorch siedlungsnah gelegene Nahrungshabitate zu erhalten. Im Wes-
ten des Plangebietes ist die Abgrenzung der gewerblichen Darstellungen so gewählt, dass 
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bestehende Ausgleichsmaßnahmen/CEF-Maßnahmen auf den Grundstücken Flur-Nrn. 
1119 und 1112 von einer gewerblichen Nutzung freigehalten werden. Eine Verletzung von 
Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG bzw. erhebliche artenschutzrechtliche Auswir-
kungen werden daher nicht gesehen. Auf der Ebene des nachfolgenden Bebauungsplanes 
werden bezogen auf die konkretisierten Planungen für die Gewerbegebiete faunistische 
Kartierungen erforderlich. Zudem werden auf Ebene des nachfolgenden Bebauungsplanes 
artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen und ggf. vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen festgesetzt, wodurch Artenschutzkonflikte auf Umsetzungsebene vermieden wer-
den. 

13 Grünordnung/Naturschutz/Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Regionalplanerisches Ziel für das Plangebiet ist die Entwicklung eines großflächigen Ge-
werbegebietes im Talraum der Mindel als Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und Dienst-
leistungseinrichtungen. Die gewerbliche Nutzung hat damit Vorrang vor anderen Rauman-
sprüchen. Mit der Abgrenzung der gewerblichen Bauflächen in der vorliegenden Flächen-
nutzungsplanänderung wird den weiteren regionalplanerischen Vorgaben Rechnung getra-
gen. Dementsprechend wird im Westen ein Korridor im Talraum entsprechend der Abgren-
zung der Grünzäsur freigehalten. Im Osten entspricht die Begrenzung der gewerblichen 
Bauflächen der regionalplanerischen Zielvorgabe des regionalen Grünzugs. Damit verblei-
ben im Talraum sowohl westlich als auch östlich der gewerblichen Bauflächen breite Tal-
auenbereiche für eine Funktion als Ausbreitungs- und Vernetzungsband. 

Mit der Darstellung der großflächigen gewerblichen Bauflächen werden Eingriffe in Natur-
haushalt und Landschaftsbild vorbereitet. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung 
dient die Darstellung einer Baugebietseingrünung entlang der Ränder der gewerblichen 
Bauflächen dazu, die Bauflächen in die Landschaft einzubinden. Gleiches gilt für die Dar-
stellung einer Ortsrandeingrünung entlang der Ränder der gewerblichen Erweiterungsflä-
chen des bestehenden Autohauses im Nordosten des Plangebietes.  

Im Westen des Plangebietes sind mit den Grundstücken Flur-Nr. 1119 und 1120 der Ge-
markung und Gemeinde Röfingen Flächen in das Plangebiet einbezogen, auf denen öko-
logische Ausgleichsmaßnahmen im Zuge der Staatsstraße St 2025 Ortsumfahrung Röfin-
gen angelegt wurden. Ein planungsbedingter Eingriff in diese Ausgleichsflächen erfolgt 
nicht, die Grundstücke werden wie bisher weiterhin als Flächen für die Landwirtschaft dar-
gestellt.  

Entlang der Hauptverkehrsstraße St 2025 ist der erforderliche anbaufreie Streifen von 20 m 
beidseitig des Fahrbahnrandes als Grünfläche dargestellt und damit ebenfalls einer grün-
ordnerischen Gestaltung zugänglich. Die Konkretisierung grünordnerischer Maßnahmen 
zur Ein- und Durchgrünung der Gewerbegebietsflächen erfolgt auf Ebene des nachfolgen-
den Bebauungsplanes. Dabei werden auch die aus der besonderen naturschutzfachlichen 
Bedeutung des Talraumes der Mindel resultierenden Vorgaben zum Naturschutz berück-
sichtigt.  

Im Rahmen der Machbarkeitsstudie wurde eine überschlägige Eingriffsbewertung mit Er-
mittlung des voraussichtlich erforderlichen Ausgleichsbedarfs durchgeführt (vgl. Anlage 2). 
Aufgrund der naturschutzfachlichen Wertigkeit des Plangebietes ist grundsätzlich mit einem 
hohen Ausgleichsbedarf für die neuen Gewerbegebietsflächen zu rechnen. Maßgeblich ist 
hier die Lage im ABSP-Schwerpunktgebiet sowie die faunistische Relevanz insbesondere 
im Hinblick auf Wiesenbrüter- und Weißstorchlebensräume. Zudem ist die Funktion des 
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Talraumes als Biotopverbundachse zu berücksichtigen. Als mögliche Ausgleichsmaßnah-
men wurden in der Machbarkeitsstudie ermittelt: 

• Nutzungsextensivierung von landwirtschaftlich intensiv genutzten Flächen 

• Kompensation durch PIK-Maßnahmen (produktionsintegrierte Kompensation)  

• Großräumiges Gesamtkonzept zum Ausgleich unter Einbeziehung von Kiesabbaube-
reichen im Umfeld 

Auf Ebene des nachfolgenden Bebauungsplanes ist unter Berücksichtigung des konkreten 
Maßes der baulichen Nutzung der Ausgleichsbedarf zu bilanzieren und geeignete Aus-
gleichsflächen und -maßnahmen zu definieren.  

Im Rahmen der Machbarkeitsstudie wurde die überschlägige Ermittlung des Ausgleichsbe-
darfs noch nach dem Bayerischen Leitfaden 2003 durchgeführt. Dieser ist flächenbezogen. 
In einem nachfolgenden Bebauungsplan wird die konkrete Eingriffs-/Ausgleichsbilanzie-
rung auf Grundlage des zwischenzeitlich geltenden „neuen“ Bayerischen Leitfadens durch-
geführt. Dieser ist in Anlehnung an die Bayerische Kompensationsverordnung wertpunkte-
bezogen. 

Eine nachhaltige Gebäudeplanung der Gewerbebauten mit Berücksichtigung geeigneter 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen kann dazu beitragen, den Ausgleichsbedarf 
zu reduzieren.  

Die naturschutzfachliche Bedeutung des Mindeltales und die Ausweisung als Schwerpunkt-
gebiet des Arten- und Biotopschutzprogrammes ist bekannt, ebenfalls die aufgrund der an-
moorigen Bodenverhältnisse vorliegende Zuordnung als Niedermoorgebiet und die Lage in 
einem wassersensiblen Bereich. Im Rahmen der Machbarkeitsstudie für das interkommu-
nale Gewerbegebiet wurden hier umfangreiche Untersuchungen durchgeführt und grundle-
gende Aussagen getroffen, wie mit den jeweiligen Sachverhalten auf Ebene nachfolgender 
Planungsverfahren umzugehen ist. Entsprechende Hinweise sind in der Begründung zur 
Flächennutzungsplanänderung enthalten, konkrete Festsetzungen sind der nachfolgenden 
verbindlichen Bauleitplanung vorbehalten. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß der 
Ausweisung eines Schwerpunktes für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen 
als künftiges Ziel der Regionalplanung gemäß der in Aufstellung befindlichen Gesamtfort-
schreibung des Regionalplanes Donau-Iller der angestrebten gewerblichen Nutzung Vor-
rang vor anderweitigen Nutzungen einzuräumen ist. Dieser Vorrang bezieht sich auch auf 
konkurrierende Nutzungen, wie z. B. bestehende Vorgaben des Arten- und Biotopschutz-
programms oder Vorgaben des LEP zum Naturschutz. Unabhängig davon entspricht die 
Abgrenzung gewerblicher Bauflächen in der Flächennutzungsplanänderung den Vorgaben 
des künftigen Regionalplanes und ist damit so gewählt, dass sowohl westlich als auch öst-
lich dieser gewerblichen Bauflächen der Talraum der Mindel in größerem Umfang von bau-
lichen Nutzungen freigehalten wird und dementsprechend die bestehenden sonstigen 
Schutzfunktionen wahrnehmen kann.  

Bestehende Ausgleichsflächen und CEF-Maßnahmenflächen werden in der Planung be-
rücksichtigt. Die Abgrenzung der gewerblichen Bauflächen erfolgt so, dass diese Flächen 
nicht überplant werden. Belange des Bodenschutzes, insbesondere die Inanspruchnahme 
von Anmoor- und Gleyböden wird im nachfolgenden Bebauungsplanverfahren gewürdigt. 

Die angeregte alternative gewerbliche Entwicklung in Röfingen am südlichen Ortsrand bzw. 
nordwestlichen Ortsrand kann nicht nachvollzogen werden. Die bisher dargestellten ge-
werblichen Bauflächen am unmittelbaren westlichen Siedlungsrand werden gerade deshalb 
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zurückgenommen, da hier entsprechend den vorliegenden Untersuchungen schwierige 
Baugrundverhältnisse vorhanden sind, die eine wirtschaftliche Erschließung nicht ermögli-
chen. 

14 Bodenschutz 

Das Plangebiet liegt gem. Übersichtsbodenkarte 1:25.000 (ÜBK 25) vollständig in einem 
Bereich mit Moorböden: ein Großteil in der Kartiereinheit 78 vorherrschend Niedermoor und 
Erdniedermoor, gering verbreitet Übergangsmoor aus Torf über Substraten unterschiedli-
cher Herkunft mit weitem Bodenartenspektrum und ein kleinerer Teil im Norden in der Ein-
heit 65c fast ausschließlich Anmoorgley, Niedermoorgley und Nassgley aus Lehmsand bis 
Lehm (Talsediment); im Untergrund carbonathaltig. Entsprechend der Lage des Plange-
biets im Talraum der Mindel sind moorige Böden grundsätzlich zu erwarten, die fachlichen 
Angaben aus bodenkundlicher Sicht und die ökologische Bedeutung der Moorböden im 
Hinblick auf den Bodenschutz bekannt.  

Im Zuge der Machbarkeitsstudie für das interkommunale Gewerbegebiet wurden umfang-
reiche Erkundungsmaßnahmen im Plangebiet durchgeführt. In der Folge wurden die beste-
henden anmoorigen Deckschichten mit einer besonders hohen Mächtigkeit abgegrenzt und 
von einer gewerblichen Nutzung ausgeschlossen. Die Erkenntnisse aus der Machbarkeits-
studie haben damit dazu geführt, die im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Ge-
meinde Röfingen dargestellten gewerblichen Bauflächen im westlichen Anschluss an den 
Siedlungsrand aufzugeben zugunsten der gewerblichen Bauflächen im zentralen Bereich 
des Mindeltales. Das gewählte Vorgehen erfüllt damit den Anspruch einer Alternativenprü-
fung, zumal andere Standorte für ein interkommunales Gewerbegebiet außerhalb des Min-
deltales nicht vorliegen und seitens der Regionalplanung auch nicht vorgegeben sind. Die 
Flächennutzungsplanänderung dient damit aktiv dem Bodenschutz, indem besonders rele-
vante Bereiche mit Moorbildungen vor einer baulichen Inanspruchnahme geschützt wer-
den. Zudem enthält die Machbarkeitsstudie bereits Hinweise und Vorgaben, wie Baumaß-
nahmen auf den gewerblichen Grundstücken gestaltet werden können, um den Eingriff in 
den anmoorigen Untergrund zu minimieren. Mit den Maßnahmen wie Flachgründungen (nur 
im Bereich mit Lage des tragfähigen Horizonts < 1,0 m unter GOK) bzw. Brunnengründun-
gen (im Bereich mit Lage des tragfähigen Horizonts > 1,0 m unter GOK) wird zudem die 
wirtschaftliche Umsetzung von Baumaßnahmen gewährleistet, da teurer Bodenaustausch 
weitgehend entfallen kann. Konkrete Festsetzungen hierzu können jedoch erst auf Grund-
lage des nachfolgenden Bebauungsplanes getroffen werden.  

Für die anstehenden moorigen Böden ist von folgenden relevanten Bodenfunktionen aus-
zugehen: Lebensraum, Wasserspeicher- und Retentionsvermögen, Nährstoffspeicher so-
wie Filter- und Pufferfunktion 

Eine vollständige Bodenfunktionsbewertung bleibt, soweit erforderlich, dem nachfolgenden 
Bebauungsplan vorbehalten. Dies umfasst auch die Berücksichtigung von geogenen Stoff-
gehalten, Eingang der Umweltaspekte und insbesondere aller Bodenbelange in die Pla-
nung, Formulierung von Rahmenbedingungen und Mindestanforderungen von Vermei-
dungs-, Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen sowie Festlegung von schutzgutbezoge-
nen Ausgleichsmaßnahmen. Eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 kann 
ebenfalls erst auf Ebene des nachfolgenden Bebauungsplanes erfolgen, da sie mangels 
konkreter Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung den Regelungsinhalt einer 
vorbereitenden Bauleitplanung übersteigt.  
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15 Ver- und Entsorgung 

Aufgrund der abgesetzten Lage der neuen gewerblichen Bauflächen im Talraum der Mindel 
wurde im Rahmen der Machbarkeitsstudie die mögliche Ver- und Entsorgung geprüft. Auf 
Ebene des nachfolgenden Bebauungsplanes bzw. im Rahmen der konkreten Erschlie-
ßungsplanung sind die nachfolgend dargestellten Aspekte zu berücksichtigen.  

15.1 Wasserversorgung 

Entsprechend der Größe der neuen gewerblichen Bauflächen ist mit einem erhöhten Trink-
wasserbedarf zu rechnen. Zusätzlich ist auch der erforderliche Löschwasserbedarf zu be-
rücksichtigen. Insgesamt hängt der zu erwartende Trinkwasserbedarf stark von individuel-
len Anforderungen des sich ansiedelnden Gewerbes ab. 

Aufgrund der im Rahmen der Machbarkeitsstudie getroffenen Annahmen ist für eine gesi-
cherte Trink- und Löschwasserversorgung der neuen gewerblichen Bauflächen das kom-
munale Leitungsnetz auszubauen. Es wird empfohlen zu prüfen, ob eine Versorgung der 
neuen gewerblichen Bauflächen durch Anschluss an das Leitungsnetz Röfingen und/oder 
Burgau möglich ist. Langfristig ist die Gebietsversorgung auch durch einen Brunnenneubau 
im Gemeindegebiet Röfingen denkbar.  

Die Anforderungen an die Trinkwasserversorgung können reduziert werden, wenn die 
Löschwasserversorgung auf die jeweiligen Gewerbebetriebe übertragen wird. Die Bereit-
stellung von Löschwasser zur Deckung des jeweils erforderlichen Bedarfs kann beispiels-
weise über einen Sprinklertank und/oder einen privaten Brunnen sichergestellt werden. Im 
Rahmen des nachfolgenden Bebauungsplanes sind hierzu weitere Festlegungen zu treffen.  

15.2 Schmutzwasserentsorgung 

Aufgrund der Größenordnung der neuen gewerblichen Bauflächen sowie einer anzuneh-
menden erhöhten Schmutzfracht aufgrund der gewerblichen Nutzung ist davon auszuge-
hen, dass sowohl die Kläranlage Burgau als auch die Kläranlage Haldenwang-Röfingen 
keine ausreichenden Kapazitäten für die zusätzlich zu erwartende Schmutzfracht aufwei-
sen. Für eine gesicherte Abwasserentsorgung über die bestehenden Abwasserbehand-
lungsanlagen ist daher ein technischer Ausbau dieser Kläranlagen erforderlich.  

Für den Anschluss der neuen gewerblichen Bauflächen an die Kanalisation ist die Verle-
gung eines neuen Schmutzwasserkanals zum Anschluss an die Hauptsammler in den Ka-
nalnetzen von Burgau und/oder Röfingen erforderlich. Der Schmutzwasserkanal muss auf-
grund der Tiefenlage der Anschlussschächte voraussichtlich als Druckleitung ausgeführt 
werden.  

Alternativ besteht die Möglichkeit, das anfallende Schmutzwasser vor Ort in Kompaktklär-
anlagen zu behandeln. Im Sinne einer wirtschaftlichen Erschließung können sich hier Kos-
tenvorteile gegenüber einem Ausbau der bestehenden Kläranlagen und Neuverlegung lan-
ger Schmutzwasserkanäle ergeben. Die Flächennutzungsplanänderung enthält daher für 
die neuen gewerblichen Bauflächen sowohl der Teilfläche West als auch der Teilfläche Ost 
im nördlichen Bereich jeweils die Darstellung des Symbols Abwasser, eine Prüfung der 
Umsetzbarkeit erfolgt auf Ebene des nachfolgenden Bebauungsplanes.  

Erforderliche Maßnahmen zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Anlagen zur Abwasser-
behandlung sind frühzeitig mit den Behörden abzustimmen und vor Beginn der baulichen 
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Entwicklungen im Plangebiet abzuschließen. Entsprechende Regelungen hierzu sind erst 
auf Grundlage des nachfolgenden Bebauungsplanes möglich. 

15.3 Niederschlagswasserbeseitigung  

Grundsätzlich sind für eine ordnungsgemäße Niederschlagswasserbeseitigung Rückhalte-
becken innerhalb der neuen gewerblichen Bauflächen erforderlich. Die genaue Dimensio-
nierung ergibt sich aus dem konkreten Maß der baulichen Nutzung und ist auf Ebene des 
nachfolgenden Bebauungsplanes zu ermitteln. Eine Entwässerung der Rückhaltebecken 
kann über den Scheidgraben und Erlenbach in die Mindel erfolgen, beim Scheidgraben ist 
vorab die hydraulische Leistungsfähigkeit zu prüfen. Evtl. erforderliche Maßnahmen zum 
Gewässerausbau können auf Grundlage der vorbereitenden Bauleitplanung weder qualita-
tiv noch quantitativ dargestellt werden. Soweit erforderlich, werden solche Maßnahmen im 
nachfolgenden Bebauungsplan behandelt.  

Hinsichtlich einer Versickerung von Niederschlagswasser sind die einschlägigen Vorgaben 
und Merkblätter zu beachten, z. B. die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung 
(NWFreiV) und die technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nie-
derschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW). Im Ergebnis der Machbarkeitsstudie 
hat sich gezeigt, dass eine Versickerung von unverschmutztem Niederschlagswasser trotz 
versickerungsfähigem Untergrund wegen des hoch anstehenden Grundwassers nur mit ho-
hem technischem Aufwand möglich ist. Eine sinnvolle und wirtschaftliche Maßnahme im 
Zusammenhang mit der Versickerung von Niederschlagwasser kann daher eine Aufschüt-
tung der neuen gewerblichen Bauflächen um ca. 1 m sein. Eine solche Aufschüttung kann 
auch im Zusammenhang mit dem Hochwasserschutz erforderlich sein. Auf Ebene des 
nachfolgenden Bebauungsplanes ist der Aspekt zu prüfen.  

15.4 Stromversorgung und Fernmeldeanbindung 

Innerhalb des Geltungsbereiches der Änderung verläuft im südöstlichen Bereich über die 
Flur Nr. 1153/1 Gemarkung Röfingen die 20-kV-Freileitung mit der Bezeichnung „S1C“. Der 
Schutzbereich beträgt 9,0 m beiderseits der Leitungsmittelachse (Gesamtbreite 18,0 m) 
und ist von einer Bebauung sowie hochwachsender Bepflanzung freizuhalten.  

Die 20-kV-Freileitung einschließlich des Schutzstreifens ist in der Planzeichnung erläuternd 
dargestellt. Einschränkungen für diese Freileitung ergeben sich aus der vorbereitenden 
Bauleitplanung nicht, zumal für den innerhalb des Plangebietes verlaufenden Bereich der 
Freileitung Flächen für die Landwirtschaft dargestellt sind und damit eine bauliche Nutzung 
hier nicht vorbereitet wird.  

Eine ausreichende Stromversorgung kann im Zuge der Erschließungsmaßnahmen bereit-
gestellt werden. Hierzu ist eine neue Leitung vom Umspannwerk am östlichen Stadtrand 
von Burgau (Röfinger Straße 3, Flur-Nr. 4809, Gemarkung Burgau) zu den neuen gewerb-
lichen Bauflächen zu verlegen. 

Die Anbindung an das Fernmeldenetz ist im Zusammenhang mit den sonstigen Erschlie-
ßungstrassen (Strom, Trinkwasser, Schmutzwasser) vorgesehen. Ein Anschluss kann so-
wohl aus Richtung Burgau als auch aus Richtung Röfingen und aus Richtung Jettingen-
Scheppach erfolgen.  



 Entwurf i d. F. vom 6. November 2023 Projekt-Nr. 5076-405-KCK 

5076 Teil B Begründung Entw.docx Änderung FNP „Interkommunales Gewerbegebiet Röfingen“, Seite 28 von 43 
erstellt: wp-wd Gemeinde Röfingen 

16 Brandschutz 

Hinsichtlich des Brandschutzes sind folgende Belange zu berücksichtigen:  

Bei der Bemessung des Hydrantennetzes sind die Punkte des gemeinsamen Arbeitsblattes 
der DVGW und AGBF Bund zur Löschwasserversorgung, Stand Oktober 2018, zu beach-
ten. 

Der Löschwasserbedarf ist gemäß DVGW Arbeitsblatt W- 405:2008-2 Anhang 1 zu ermit-
teln. 

Auf die Einhaltung der DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken" ist zu 
achten. 

Die Nutzung der Flächen ermöglicht eine Bebauung nach Industriebaurichtlinie; hierbei 
kann ein Löschwasserbedarf von 192m³/h für 2 Stunden erforderlich sein. Dementspre-
chend ist aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes generell die Notwendigkeit einer 
Löschwasserversorgung im Grundschutz von 192m³/h für 2 Stunden in Betracht zu ziehen. 

17 Denkmalschutz 

Innerhalb des Plangebietes, dem angrenzenden Talraum der Mindel sowie im unmittelbar 
angrenzenden Siedlungsumfeld sind keine Baudenkmäler, Bodendenkmäler, Ensembles 
oder landschaftsprägende Denkmäler oder sonstige Kultur- und Sachgüter bekannt. Even-
tuell zutage tretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische Lan-
desamt für Denkmalpflege gemäß Art. 8 Abs. 1 und 2 Denkmalschutzgesetz (DSchG). Wer 
demnach Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denk-
malschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige ver-
pflichtet sind auch der Eigentümer und Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer 
und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der ver-
pflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unterneh-
mer oder den Leiter der Arbeiten befreit. Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort 
sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn 
nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortset-
zung der Arbeiten gestattet. 

18 Hochwasserschutz 

Das Plangebiet liegt teilweise in einem wassersensiblen Bereich (hoch anstehendes Grund-
wasser).  

Westlich des Plangebietes befindet sich ein festgesetztes Überschwemmungsgebiet der 
Mindel (Hochwassergefahrenflächen HQ100), das Plangebiet selbst liegt außerhalb der 
Hochwassergefahrenflächen HQ100 sowie HQextrem.  

Durch den westlich des Plangebietes liegenden Bahndamm sind die neuen gewerblichen 
Bauflächen vor Hochwasser geschützt. Im Zusammenhang mit der Hochwasserschutzpla-
nung für die Stadt Burgau ist jedoch ein Durchlass im Bahndamm geplant, so dass östlich 
dieses Bahndammes auf den Flächen der Gemeinde Röfingen neuer Retentionsraum ent-
steht. Dadurch geht die Hochwasserschutzwirkung des Bahndammes für den östlich gele-
genen Teil des Mindeltalraumes verloren. 
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Um die neuen gewerblichen Bauflächen auch weiterhin hochwasserfrei zu halten, soll das 
Gelände in diesem Bereich im Zuge der Maßnahmenplanung zum Hochwasserschutz auf 
ca. 0,3 m über der HQ100-Linie aufgefüllt werden. Die Kostenübernahme für die Auffüllung 
sollen über die Hochwasserschutzmaßnahme Burgau übernommen werden. Konkrete 
Festsetzungen zur Regelung der Hochwasserfreiheit der neuen gewerblichen Bauflächen 
erfolgen auf Ebene des nachfolgenden Bebauungsplanes.  

19 XPlanung Standard 

Im Jahre 2017 wurde XPlanung als verbindlicher Standard im Bau- und Planungsbereich 
vom IT-Planungsrat, welcher durch Bund, Länder und die kommunalen Spitzenverbände 
getragen wird, beschlossen. Der Standard XPlanung ermöglicht in erster Linie einen ver-
lustfreien Datenaustausch zwischen den Akteuren in Planungsverfahren. XPlanung basiert 
auf internationalen Standards und findet in der INSPIRE Datenspezifikation zum Thema 
Bodennutzung im Annex III der INSPIRE Richtlinie Anwendung. Ab dem Jahr 2023 ist XPla-
nung als verbindlicher Standard für Planungsverfahren bzw. raumbezogene Planwerke der 
Bauleit- und Landschaftsplanung sowie Raumordnung anzuwenden. 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes ist auf Grundlage des standardisierten Daten-
austauschformat XPlanung erstellt. 

20 Umweltbericht 

20.1 Rechtliche Grundlagen 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist im Rahmen der Aufstellung von Bauleitplänen eine Umwelt-
prüfung durchzuführen, in der die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und 
§ 1a BauGB gewürdigt werden. Die ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschut-
zes sind gemäß § 2a BauGB in einem Umweltbericht den Bauleitplänen beizufügen. 

Der Konkretisierungsgrad der Aussagen im Umweltbericht entspricht dem jeweiligen Pla-
nungszustand, im vorliegenden Fall der vorbereitenden Bauleitplanung. Die Änderung des 
Flächennutzungsplanes erfolgt dabei im Vorgriff zur Aufstellung eines Bebauungsplanes. 
Im Rahmen des nachfolgenden Bebauungsplanes wird ebenfalls ein Umweltbericht mit 
dann konkretisierten Auswirkungen sowie festgesetzten Minimierungs- und Vermeidungs-
maßnahmen ausgearbeitet.  

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert. Der Umweltbericht wird 
durch die Auswertung der im Rahmen dieser frühzeitigen Beteiligung eingehenden Stel-
lungnahmen ergänzt. Im Verfahren wird der Umweltbericht durch die im Rahmen der er-
neuten Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingehenden Stellungnahmen vervollständigt. 

20.2 Kurzdarstellung des Inhalts und wichtiger Ziele des Bauleitplanes 

Ziel der Planung ist die Darstellung von neuen gewerblichen Bauflächen im Talraum der 
Mindel. Hierdurch wird die Grundlage der Bodennutzung auf der Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung für den nachfolgend aufzustellenden Bebauungsplan geschaffen. Im Zu-
sammenhang mit der Neudarstellung von gewerblichen Bauflächen wird die bisher darge-
stellte Gewerbegebietsfläche am unmittelbaren Siedlungsrand von Röfingen bis auf einen 
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kleinen, betriebsbezogenen Flächenanteil zurückgenommen und wieder als Fläche für die 
Landwirtschaft dargestellt. Insgesamt weisen die Gewerbegebietsflächen im Plangebiet 
eine Gesamtgröße von ca. 27,4 ha auf, wovon ca. 26,8 ha im Talraum der Mindel liegen 
und ca. 0,6 ha der Bestandssicherung und -erweiterung eines Autohauses am Siedlungs-
rand von Röfingen dienen. Unter Berücksichtigung der weitgehenden Rückführung der bis-
herigen Gewerbegebietsdarstellungen am Siedlungsrand von Röfingen in Flächen für die 
Landwirtschaft verbleibt im Plangebiet ein Zuwachs von Gewerbegebietsflächen von ca. 
14,2 ha. 

Die neuen gewerblichen Bauflächen im Talraum der Mindel sollen als interkommunales 
Gewerbegebiet der Gemeinde Röfingen und der Stadt Burgau entwickelt werden. 

20.3 Planungsbezogene Ziele des Umweltschutzes 

Nachfolgend werden die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele 
des Umweltschutzes dargestellt, die für den Bebauungsplan von Bedeutung sind. Es wird 
dargelegt, wie diese Ziele und die Umweltbelange bei der Aufstellung des Flächennut-
zungsplanes berücksichtigt wurden: 

• Bundesimmissionsschutzgesetz 

Vorhabenrelevante Ziele des Umweltschutzes: 

Schutz von Menschen, Tieren und Pflanzen, dem Boden, dem Wasser, der Atmo-
sphäre sowie Kultur- und sonstigen Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
und Vorbeugen dem Entstehen schädlichen Umwelteinwirkungen. 

Bauleitplanerische Berücksichtigung: 

Zur Vermeidung von Immissionskonflikten mit schützenswerten Nutzungen werden auf 
Grundlage einer schalltechnischen Untersuchung im nachfolgenden Bebauungsplan 
schallschutztechnische Maßnahmen festgesetzt. Maßnahmen im Flächennutzungs-
plan sind entbehrlich, da diese im Bebauungsplan verbindlich geregelt werden. 

• Bundesnaturschutzgesetz 

Vorhabenrelevante Ziele des Umweltschutzes: 

Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild sind zu vermeiden, zu minimieren und 
falls erforderlich auszugleichen. 

Bauleitplanerische Berücksichtigung: 

Im Flächennutzungsplan werden Baugebiets- und Ortsrandeingrünungen sowie Grün-
flächen dargestellt, um die gewerblichen Bauflächen in die Landschaft einzubinden. 
Auf der Ebene des nachfolgenden Bebauungsplanes werden diese Darstellungen 
durch konkrete Maßnahmen umgesetzt, insbesondere die Entwicklung flächenbezoge-
ner Ein- und Durchgrünungsstrukturen sowie bauliche Begrünungen wie z. B. exten-
sive Dachbegrünungen. Daneben dienen Ausgleichsmaßnahmen auf Ebene des nach-
folgenden Bebauungsplanes zur Minimierung des Eingriffes. 

• Regionalplan der Region Donau-Iller 

Vorhabenbezogene Ziele des Umweltschutzes mit Berücksichtigung: 

In der Fortschreibung des Regionalplanes ist der Flächenumgriff der neuen gewerbli-
chen Bauflächen im Talraum der Mindel als Vorranggebiet für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen vorgesehen. Ein in Aufstellung befindliches Ziel der Re-
gionalplanung ist im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung zu beachten. 
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20.4 Beschreibung und Bewertung erheblicher Umweltauswirkungen 

20.5 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes 
(Basisszenario) 

Allgemeinde Angaben zur Lage und Abgrenzung des Plangebietes, seiner Nutzung und der 
Geländebeschaffenheit sind den Kapiteln „Lage und Erschließung des Plangebietes“ sowie 
„Bestand innerhalb und außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches“ zu entnehmen. 

20.6 Voraussichtliche Entwicklung bei Nicht-Durchführung der Planung (Nullvariante) 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist davon auszugehen, dass das Plangebiet weiterhin 
großflächig landwirtschaftlich genutzt wird. Eine Versiegelung des Bodens und Inanspruch-
nahme für gewerbliche Zwecke würde unterbleiben. Dies gilt auch für die bisher großflächig 
dargestellten Gewerbegebietsflächen am Ortsrand von Röfingen, wo aufgrund der schwie-
rigen Baugrundverhältnisse voraussichtlich keine Bebauung erfolgen wird. Es werden somit 
keine möglichen Auswirkungen insbesondere für die Schutzgüter Boden, Wasser oder Flä-
che sowie Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt resultieren. Auch der Eingriff in das Orts-
/Landschaftsbild durch die Ausweisung der Baufläche würde unterbleiben. Es ist darauf 
hinzuweisen, dass zumindest für einen Teilbereich im Nordosten im rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplan bereits gewerbliche Bauflächen dargestellt sind, wodurch die zukünftige 
Bodennutzung hier bereits vorgegeben ist. 

Bei einem Verzicht der vorliegenden Bauleitplanung stehen damit der Gemeinde Röfingen 
keine geeigneten Gewerbegebietsflächen zur Verfügung. Es ist davon auszugehen, dass 
den Entwicklungswünschen und Nachfragen von ortsansässigen Gewerbetreibenden nicht 
Rechnung getragen werden kann. Etablierte (und ortsverbundene) Unternehmen würden 
den Standort verlagern, wodurch Arbeitsplätze verloren und die gemeindliche Wirtschafts-
kraft geschwächt wird. Gleichzeitig entgeht der Gemeinde Röfingen die Chance die ge-
meindliche Infrastruktur zu stärken und als Wohn- und Arbeitsstandort wettbewerbsfähig zu 
bleiben. 

Wegen der interkommunalen Ausrichtung des Gewerbegebietes würden auch der Stadt 
Burgau gewerbliche Entwicklungsmöglichkeiten entgehen mit den oben beschriebenen Fol-
gen. 

20.7 Voraussichtliche Entwicklung bei Durchführung der Planung 

Nachfolgend wird eine Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes des Plange-
bietes für jedes einzelne Schutzgut abgegeben, das voraussichtlich beeinflusst wird. Im 
Rahmen der Prognose über die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei 
Durchführung der Planung werden die möglichen Auswirkungen bezogen auf die Ebene 
der vorbereitenden Bauleitplanung beschrieben. Die Beurteilung der Umweltauswirkungen 
erfolgt verbal argumentativ (geringe, mittlere, hohe Erheblichkeit bzw. keine Erheblichkeit/ 
positive Wirkung). Die einzelnen Wirkfaktoren inklusive der konkreten Auswirkungen auf 
die einzelnen Schutzgüter werden in den nachfolgenden Kapiteln behandelt. Auf Ebene der 
vorbereitenden Bauleitplanung beziehen sich die Wirkfaktoren auf eine Änderung der Flä-
chennutzung mit  

• erstmaliger Inanspruchnahme von bisherigen landwirtschaftlichen Flächen für eine 
bauliche Nutzung mit erhöhter Beeinträchtigungsintensität (Gewerbe) im Talraum 
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• weitgehende Rückführung bisheriger Gewerbegebietsflächen in landwirtschaftliche 
Flächen am Siedlungsrand. 

20.7.1 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Bestandsaufnahme 

Das Plangebiet liegt im naturschutzfachlich wertvollen Talraum der Mindel, einem breiten, 
kastenförmigen Schmelzwassertal des Iller-Gletschers, das bei Offingen das Donautal er-
reicht. Östlich und westlich ist das Mindeltal begrenzt durch die hügelige Riedellandschaft 
der Iller-Lech-Schotterplatten. 

Das Mindeltal ist wesentlicher Bestandteil der überregional bedeutsamen Biotopverbund-
achse Mindeltal-Donautal. Wichtige Biotoptypen des Mindeltals sind gewässerbegleitende 
Gehölz- und Staudensäume und überregional bedeutsame Feuchtgebietskomplexe, die 
maßgeblich für das Vorkommen und den Erhalt von bodenbrütenden Arten verantwortlich 
sind und die Bedeutung des Talraumes als Biotopverbundachse unterstreichen. 

Das Plangebiet ist überwiegend landwirtschaftlich als Grünland- oder Ackerflächen genutzt. 
Die Grünlandflächen sind überwiegend intensiv bewirtschaftet. Vereinzelt sind im Plange-
biet Gehölzstrukturen vorhanden, teilweise durchziehen Gräben die landwirtschaftlichen 
Flächen. 

Im Plangebiet befinden sich keine Schutzgebiete gemäß nationaler Schutzgebietsverord-
nungen nach BNatSchG sowie keine Schutzgebiete nach internationalen Schutzgebiets-
verordnungen (FFH-Richtlinie und/oder Vogelschutzrichtlinie).  

Einzelne Teilbereiche des Plangebietes sind biotopkartiert. Dabei handelt es sich im We-
sentlichen um Grabenstrukturen sowie deren Begleitvegetation. Im Zusammenhang mit 
dem Bau der Umgehungsstraße sind im Plangebiet verschiedene Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt, u. a. sogenannte „Lerchenfenster“. 

Das Plangebiet hat aufgrund seiner Lage im Mindeltal im Verbund mit den großflächig an-
grenzenden Talauenbereichen eine wichtige Bedeutung als Lebensraum für die Avifauna, 
insbesondere für wiesenbrütenden Vogelarten als auch als Nahrungshabitat insbesondere 
für den Weißstorch.  

Zudem dienen die vorhandenen Gräben mit den begleitenden Vegetationsstrukturen und 
Staudensäumen gehölzbewohnenden Vogelarten, Schmetterlingen, Libellen, Amphibien 
sowie dem Biber als Lebensraum. Als lineare Strukturelemente werden diese außerdem 
von Fledermäusen als Flugroute genutzt. Eine Überblickskartierung aus dem Jahr 2018 hat 
für das Plangebiet eine Relevanz für die Avifauna als Lebensraum vor allem für bodenbrü-
tende Vogelarten wie Feldlerche, Kiebitz und Goldammer sowie als Nahrungshabitat für 
z. B. den Weißstorch bestätigt. Darüber hinaus wurden Fledermäuse, Amphibien, Schmet-
terlinge und Libellen erfasst.  

Auswirkungen: 

Die erstmalige Inanspruchnahme von Flächen im Talraum der Mindel für gewerbliche Zwe-
cke führt zu einer Veränderung der Lebensräume und damit zu Zerschneidungseffekten 
und Barrierewirkungen. Von einer Verdrängung mobiler Tierarten in die angrenzenden Flä-
chen des freien Talraumes ist auszugehen.  
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Die weitgehende Rückführung bisheriger gewerblicher Bauflächen am Siedlungsrand in 
Flächen für die Landwirtschaft mit geplanter naturschutzfachlicher Aufwertung sichert da-
gegen dauerhaft die dort bestehende Lebensraum- und Freiflächenfunktion insbesondere 
auch im Hinblick auf die Sicherung siedlungsnaher Nahrungsflächen für den Weißstorch.  

Aufgrund der Bedeutung des Schutzgutes vor allem in Hinblick auf die naturschutzfachliche 
Wertigkeit des Talraumes im Mindeltal ist insgesamt von mittleren Auswirkungen der Pla-
nung auszugehen. 

Bezogen auf § 1a Abs. 4 BauGB ist bei Bauleitplänen zu prüfen, ob durch die Planung eines 
Projektes Einflüsse auf geschützte Arten nach europäischem Artenschutzrecht entstehen, 
die beim Vollzug des Bauleitplanes z.B. durch nachfolgende Bau- oder sonstige Genehmi-
gungen Verstöße auslösen, die gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) verbo-
ten sind. Dementsprechend muss der Vollzug des Bauleitplanes so möglich sein, dass die 
Vorgaben des § 44 BNatSchG eingehalten sind. Die Flächennutzungsplanänderung als 
vorbereitender Bauleitplan regelt keine konkrete Umsetzung der gewerblichen Bauflächen. 
Insofern kann ein planungsbedingt bestehendes Konfliktpotenzial im Hinblick auf den Ar-
tenschutz nicht abschließend bewertet werden. Im nachfolgenden Bebauungsplan ist ein 
spezieller artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (saP) zu erstellten mit dem Ziel, aufgrund des 
dann konkretisierten Maßes der baulichen Nutzung artenschutzrechtliche Konfliktpotenzi-
ale zu untersuchen und ggf. durch Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogene Ausgleichs-
maßnahmen zu minimieren. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung liegt eine Ver-
letzung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG und die Betroffenheiten von Arten 
nach Anhang der FFH-RL sowie von Vögeln nach Vogelschutzrichtlinie nicht vor.  

Nähere Konkretisierungen und detailliertere Auswirkungen sind auf der Ebene des Bebau-
ungsplanes zu prüfen. 

Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt: mittlere Erheblichkeit 

20.7.2 Schutzgut Boden und Wasser 

Bestandsaufnahme 

Gemäß Übersichtsbodenkarte von Bayern Maßstab 1.25.000 handelt es sich bei den Bo-
denbildungen im Talraum der Mindel vorherrschend um Niedermoor und Erdniedermoor, 
gering verbreitet Übergangsmoor aus Torf über Substraten unterschiedlicher Herkunft mit 
weitem Bodenartenspektrum. Im nördlichen Teil des Plangebietes kommen vereinzelt auch 
Flächen mit fast ausschließlich Anmoorgley, Niedermoorgley und Nassgley aus Lehmsand 
und Lehm (Talsediment) im Untergrund carbonathaltig vor. Moorböden und im Allgemeinen 
organische Böden sind hochfunktional in der Erfüllung der natürlichen Bodenfunktionen Le-
bensraum, Wasserspeicher- und Retentionsvermögen, Nährstoffspeicher sowie Filter- und 
Pufferfunktion. Sie können zudem große Mengen Kohlenstoff speichern und sind damit eine 
wirksame Kohlenstoffsenke. 

Die vorhandenen Bodenbildungen spiegeln die bestehenden Grundwasserverhältnisse im 
Plangebiet wider. Im Talraum der Mindel steht der Grundwasserspiegel oberflächennah und 
damit teilweise nur rund 0,6 m unter Gelände an. Mit nach Osten ansteigendem Gelände 
steigt auch der Grundwasserflurabstand.  
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Oberflächengewässer sind im Plangebiet nur in Form von einzelnen Entwässerungsgräben 
vorhanden. Unmittelbar westlich an das Plangebiet angrenzend verläuft der Scheidgraben.  

Das Plangebiet liegt gemäß Informationsdienst überschwemmungsgefährdeter Gebiete 
(Landesamt für Umwelt Bayern) außerhalb gefährdeter Hochwasser- oder Überschwem-
mungsgebiete. Die im Zusammenhang mit der Hochwasserschutzmaßnahme Burgau ge-
plante Öffnung des westlich verlaufenden Bahndammes wird im Hochwasserfall künftig 
nicht zu Überschwemmungen im Plangebiet führen, da dieser Bereich nicht von abgeleite-
tem Mindelhochwasser betroffen wird. Grundsätzlich ist von keiner zukünftigen Hochwas-
sergefährdung auszugehen. 

Trinkwasserschutzgebiete, wasserwirtschaftliche Vorrang- und Vorbehaltsgebietes sowie 
Heilquellenschutzgebiete sind im Plangebiet und seinem Umfeld nicht vorhanden.  

Altlasten bzw. Altlastenverdachtsflächen sind nicht bekannt. 

Das Plangebiet ist bisher weitestgehend unbebaut. Aufgrund der derzeitigen landwirtschaft-
lichen Nutzung ist u. a. von Stickstoffanreicherungen im Grundwasser durch Düngeeinträge 
aus der ordnungsgemäßen Landwirtschaft auszugehen.  

Auswirkungen: 

Die erstmalige Inanspruchnahme von Flächen im Talraum der Mindel für gewerbliche Zwe-
cke führt zu einer großflächigen Versiegelung von Boden und damit zu dem weitgehenden 
Verlust der bestehenden Bodenfunktionen.  

Die weitgehende Rückführung bisheriger Gewerbegebietsflächen am Siedlungsrand in Flä-
chen für die Landwirtschaft sichert dagegen dauerhaft die dort bestehenden Bodenfunktio-
nen und kann im Zusammenhang mit der geplanten naturschutzfachlichen Aufwertung eine 
Stärkung der Bodenfunktionen erreichen. 

Aufgrund der großflächigen Inanspruchnahme und Versiegelung von bisheriger Freifläche 
durch eine gewerbliche Bebauung ist insgesamt von hohen Auswirkungen der Planung aus-
zugehen. Der Eingriff insbesondere in das Schutzgut Boden ist erheblich. Eingriffe in das 
Schutzgut Wasser sind abhängig von der konkreten Bauausführung (baubedingter Boden-
abtrag, geplante Geländeaufschüttung, Niederschlagswasserbehandlung usw.).  

Nähere Konkretisierungen und detailliertere Auswirkungen sind auf der Ebene des Bebau-
ungsplanes zu prüfen.  

Die planungsbedingten Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Boden und Wasser wer-
den aufgrund des Eingriffes als erheblich eingestuft, können durch geeignete Kompensati-
ons-/Vermeidungsmaßnahmen im nachfolgenden Bebauungsplan jedoch reduziert werden 

Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen 

Schutzgut Boden und Wasser: hohe Erheblichkeit 

20.7.3 Schutzgut Fläche 

Bestandsaufnahme 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan ist das Plangebiet überwiegend als Fläche für 
die Landwirtschaft dargestellt, im Osten ist angrenzend an den Siedlungsrand großflächig 
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Gewerbegebietsfläche dargestellt. Aktuell werden die Flächen des Plangebietes weitestge-
hend landwirtschaftlich genutzt, im Talraum der Mindel verläuft in Nord-Süd-Richtung die 
zwischenzeitlich hergestellte Umfahrungsstraße St 2025. Nur ganz im Osten des Plange-
bietes am unmittelbaren Siedlungsrand ist mit einem Autohaus ein Gewerbebetrieb vorhan-
den.  

Auswirkungen: 

Die erstmalige Inanspruchnahme von Flächen im Talraum der Mindel für gewerbliche Zwe-
cke führt zu einem Verlust von landwirtschaftlicher Fläche zugunsten der Siedlungsentwick-
lung. Für den Naturhaushalt sind diese Flächen aufgrund der naturschutzfachlichen Bedeu-
tung des Mindeltals von hoher Bedeutung.  

Die weitgehende Rückführung bisheriger Gewerbegebietsflächen am Siedlungsrand in Flä-
chen für die Landwirtschaft sichert dagegen die aktuelle landwirtschaftliche Nutzung und 
die Freiflächenfunktion im Anschluss an den bestehenden Siedlungsrand der Gemeinde 
Röfingen. Die Planung ist in diesem Bereich mit positiven Auswirkungen verbunden.  

Insgesamt kommt es durch die Flächennutzungsplanänderung zu einer zusätzlichen Inan-
spruchnahme an gewerblichen Bauflächen in einer Größenordnung von ca. 14,2 ha. Die 
gewerblichen Bauflächen im Talraum der Mindel sind für ein Interkommunales Gewerbege-
biet der Gemeinde Röfingen und der Stadt Burgau vorgesehen, der Flächenumgriff ent-
spricht dem in Aufstellung befindlichen Ziel des fortgeschriebenen Regionalplanes Donau-
Iller mit künftiger Darstellung eines Vorranggebietes Industrie, Gewerbe und Dienstleistun-
gen. Insofern ist die Flächeninanspruchnahme auf übergeordneter Planungsebene bereits 
vorgegeben, weshalb auch keine Alternativstandorte vorliegen.   

Nähere Konkretisierungen und detailliertere Auswirkungen sind auf der Ebene des Bebau-
ungsplanes zu prüfen. 

Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen 

Schutzgut Fläche: mittlere Erheblichkeit 

20.7.4 Schutzgut Klima und Luft 

Bestandsaufnahme 

Das Gelände im Plangebiet ist überwiegend eben mit Gefälle in nördlicher Richtung. Nach 
Osten steigt das Gelände grundlegend an. Während die landwirtschaftlichen Flächen in-
folge der nächtlichen schnellen Abkühlung als Kaltluftentstehungsgebiet mit positiven Ef-
fekten für die Umgebung dienen, tragen die Gehölzstrukturen zur Frischluftproduktion und 
Luftreinhaltung (Filterung von Schwebstoffen aus der Luft) bei.  

Von der landwirtschaftlichen Nutzung im Plangebiet können phasenweise geruchsbelästi-
gende Immissionen ausgehen. Eine Luftschadstoffbelastung ist durch den Verkehr auf der 
St 2025 zu erwarten. 

Auswirkungen: 

Die erstmalige Inanspruchnahme von Flächen im Talraum der Mindel für gewerbliche Zwe-
cke führt zu einer Veränderung der Kaltluftproduktion durch Überbauung und die damit ein-
hergehende Oberflächenaufheizung. Zudem können durch die Überplanung von 
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Gehölzstrukturen die für den lufthygienischen Ausgleich relevanten Flächen verloren ge-
hen. Aufgrund der großflächig angrenzenden freien Talauenbereiche werden sich die Ver-
änderungen auf das Mesoklima insgesamt nur in geringem Umfang auswirken.  

Die weitgehende Rückführung bisheriger Gewerbegebietsflächen am Siedlungsrand in Flä-
chen für die Landwirtschaft sichert die dort aktuell bestehende Funktion der Flächen als 
Kaltluftentstehungsgebiet. Aufgrund der topografischen Lage fließt die hier entstehende 
nächtliche Kaltluft nach Westen ab und kann für die neuen gewerblichen Bauflächen im 
Talraum der Mindel einen positiven Durchlüftungseffekt entfalten.  

Nähere Konkretisierungen und detailliertere Auswirkungen sind auf der Ebene des Bebau-
ungsplanes zu prüfen. 

Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen 

Schutzgut Klima und Luft: geringe Erheblichkeit 

20.7.5 Schutzgut Mensch 

Bestandsaufnahme 

Das Plangebiet hat aufgrund seiner landwirtschaftlichen Nutzung eine nur eingeschränkte 
Bedeutung als (Nah-) Erholungsgebiet. Ausstattungen für die Freizeit- und Erholungsnut-
zung sind nicht vorhanden, die Erholungsnutzung ist auf das bestehende Wegenetz (Spa-
ziergänger, Feierabend-/Wochenenderholung) beschränkt.  

Verkehrslärmimmissionen gehen im Wesentlichen von dem Verkehr auf der St 2025 aus, 
in geringerem Umfang bestehen auch Schallimmissionen durch die landwirtschaftliche Flä-
chenbewirtschaftung. 

Auswirkungen: 

Die erstmalige Inanspruchnahme von Flächen im Talraum der Mindel für gewerbliche Zwe-
cke führt zu erhöhten Schallimmissionen im Umfeld. Eine wesentliche schalltechnische Be-
troffenheit der angrenzenden schützenwerten Nutzungen im Umfeld kann aufgrund der ab-
gesetzten Lage der gewerblichen Bauflächen im Talraum der Mindel ausgeschlossen wer-
den. Ein konkreter schalltechnischer Nachweis ist im nachfolgenden Bebauungsplan zu 
führen.  

Die weitgehende Rückführung bisheriger Gewerbegebietsflächen am Siedlungsrand in Flä-
chen für die Landwirtschaft minimiert gewerbliche Schallimmissionen in diesem Bereich und 
wirkt sich daher positiv für die angrenzenden schützenswerten Nutzungen aus.  

Nähere Konkretisierungen und detailliertere Auswirkungen sind auf der Ebene des Bebau-
ungsplanes zu prüfen. 

Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen 

Schutzgut Mensch: keine Erheblichkeit 
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20.7.6 Schutzgut Landschaft 

Bestandsaufnahme 

Das Landschaftsbild im Plangebiet ist geprägt durch den großflächig ebenen und weiten 
Talraum der Mindel. Eine Gliederung erfährt die Landschaft durch die in Nord-Süd-Richtung 
verlaufende St 2025 sowie den westlich an das Plangebiet angrenzenden Bahndamm. Im 
Osten wirkt der höher gelegene Siedlungsrand von Röfingen auf das Landschafsbild. Auf-
grund der Ebenheit des Geländes und nur in geringem Umfang vorhandenen gliederden 
Vegetationsstrukturen sind insbesondere in nördlicher und südlicher Richtung weitrei-
chende Sichtachsen vorhanden.  

Vorrang- oder Vorbehaltsgebiete für Natur und Landschaft oder Landschaftsschutzgebiete 
sind im Plangebiet und seinem Umfeld nicht betroffen. Auch Tourismus und Erholungsge-
bietes befinden sich nicht innerhalb des Plangebietes.  

Auswirkungen: 

Die erstmalige Inanspruchnahme von Flächen im Talraum der Mindel für gewerbliche Zwe-
cke führt zu einer baulichen Überprägung der Landschaft und damit zu einer Veränderung 
des Orts- und Landschaftsbildes. Durch die abgesetzte Lage der gewerblichen Bauflächen 
von bestehenden Siedlungsflächen wird einer Zersiedelung der Landschaft Vorschub ge-
leistet. Eine Minimierung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild ergibt sich aus der Be-
rücksichtigung der künftigen Grünzäsur im Nordwesten sowie der Darstellung von Bauge-
bietseingrünungen entlang der Ränder der gewerblichen Bauflächen sowie von Grünflä-
chen entlang der querenden St 2025. Insgesamt ist von mittleren Auswirkungen der Pla-
nung auszugehen.  

Die weitgehende Rückführung bisheriger Gewerbegebietsflächen am Siedlungsrand in Flä-
chen für die Landwirtschaft mit geplanter naturschutzfachlicher Aufwertung dient der Siche-
rung des dörflich geprägten Ortsbildes am Siedlungsrand von Röfingen mit klarer räumli-
cher Trennung zum freien Talraum der Mindel. Dazu trägt auch die hier dargestellte Bau-
gebietseingrünung bei.  

Nähere Konkretisierungen und detailliertere Auswirkungen sind auf der Ebene des Bebau-
ungsplanes zu prüfen. 

Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen 

Schutzgut Landschaft: mittlere Erheblichkeit 

20.7.7 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Bestandsaufnahme 

Unter Kultur- und Sachgüter werden neben historischen Kulturlandschaften, geschützte 
oder schützenswerte Kultur-, Bau- und Bodendenkmäler sowie alle weiteren Objekte (ein-
schließlich ihres notwendigen Umgebungsbezuges) verstanden, die als kulturhistorisch be-
deutsam zu bezeichnen sind. Innerhalb des Plangebietes sowie auf den angrenzenden Flä-
chen sind keine Baudenkmäler, Bodendenkmäler, Ensembles oder landschaftsprägende 
Denkmäler bekannt oder kartiert.  
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Auswirkungen: 

Die erstmalige Inanspruchnahme von Flächen im Talraum der Mindel für gewerbliche Zwe-
cke bereitet Bodeneingriffe vor. Nach aktuellem Kenntnisstand ist keine bodendenkmal-
rechtliche Relevanz vorhanden. Es wird bei Bodeneingriffen vorsorglich auf die gesetzli-
chen Vorschriften zum Auffinden von Bodendenkmälern nach Art. 8 des Bayerischen Denk-
malschutzgesetzes (BayDSchG) hingewiesen.  

Die weitgehende Rückführung bisheriger Gewerbegebietsflächen am Siedlungsrand in Flä-
chen für die Landwirtschaft sichert dagegen dauerhaft die dort vorhandenen Bodenstruktu-
ren und damit potenziell vorhandene Bodendenkmale.  

Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter: geringe Erheblichkeit 

20.7.8 Kumulative Auswirkungen 

Kumulative Effekte der Umweltauswirkungen (Summationswirkung) 

Die Umweltauswirkungen der Planung sind in den vorangehenden Kapiteln schutzgutbezo-
gen sowie bau- und betriebsbedingt analysiert. Unter bestimmten Bedingungen kann es zu 
Summationswirkungen kommen, so dass insgesamt eine höhere Gesamtbeeinträchtigung 
anzunehmen ist als die jeweilige Einzelbeeinträchtigung. Auch unter Berücksichtigung der 
Summenwirkung (Wechselwirkung) aller beschriebenen Beeinträchtigungsfaktoren werden 
unter Berücksichtigung der Nutzungs- und Schutzkriterien im Plangebiet keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen prognostiziert, die über die vorgenannten Wirkungen 
hinausgehen.  

Kumulationswirkung mit benachbarten Vorhaben und Plänen 

Zu den Wechselwirkungen der planungsbedingten Umweltauswirkungen können auch an-
dere Vorhaben und Pläne im Zusammenwirken mit der vorliegenden Planung durch kumu-
lative Wirkungen zu erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen führen. Maßgeblich ist 
hier ein gemeinsamer Einwirkungsbereich. Im Plangebiet und dessen maßgeblichem Um-
feld sind keine weiteren Planungen oder Projekte bekannt, die im Zusammenwirken mit der 
vorliegenden Planung zu einer Summation von nachteiligen Umweltbeeinträchtigungen füh-
ren könnten. 

20.8 Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation, Ausgleich 

20.8.1 Eingriffsermittlung, Ausgleichsbilanzierung und Ausgleichsmaßnahmen 

Die Umsetzung der durch die vorliegende Flächennutzungsplanänderung vorbereiteten 
Vorhaben führt zu einer nicht vermeidbaren Überformung und Veränderung von landwirt-
schaftlich genutzten Acker- und Grünlandflächen, woraus durch den Eingriff in Natur und 
Landschaft die Auswirkungen auf die umweltbezogenen Schutzgüter auszugleichen sind. 
Entsprechend sind gemäß § 9 Abs. 1 BauGB Ausgleichsmaßnahmen auf Flächen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (Ausgleichsflä-
chen) im nachfolgenden Bebauungsplan festzusetzen. Eingriff und Ausgleich werden unter 
Anwendung des Bayerischen Leitfadens zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der 
Bauleitplanung [Bay. Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr (2021): Bauen im 
Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Ein 
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Leitfaden] ermittelt. Die Eingriffsermittlung und Ausgleichsbilanzierung sowie die Erläute-
rungen zu den Ausgleichsmaßnahmen werden im Einzelnen im nachfolgenden Bebauungs-
plan durchgeführt und festgesetzt. Die Maßnahmen müssen so gestaltet sein, dass der 
Eingriff ökologisch wirksam ausgeglichen ist. Für die Ausgleichsflächen ist eine dingliche 
Sicherung im Grundbuch erforderlich, um sicherzustellen, dass diese auf Dauer für die fest-
gesetzten Zwecke zur Verfügung stehen. Zudem werden die Ausgleichsflächen mit den 
erforderlichen Angaben dem Bayerischen Ökoflächenkataster gemeldet. 

Die Flächennutzungsplanänderung enthält im unmittelbaren östlichen Anschluss an die ge-
werblichen Bauflächen Flächenvorschläge für Ausgleichsflächen, die als Flächen für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft dargestellt 
sind. Ggf. sind weitere Ausgleichsflächen außerhalb des Plangebietes erforderlich. Dies ist 
im Rahmen des nachfolgenden Bebauungsplanes zu prüfen.  

20.8.2 Minimierungs-, Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen 

Nachfolgende Maßnahmen, die der Minimierung, Vermeidung und Kompensation von Be-
einträchtigungen von Natur und Landschaft dienen, werden bereits auf der Ebene des Flä-
chennutzungsplanes berücksichtigt. Dazu dienen insbesondere die Darstellung bzw. Aus-
weisung von randlichen Ortsrand- und Baugebietseingrünungen sowie von Grünflächen 
entlang der St 2025 und von potenziellen Ausgleichsflächen. Eine Ausformung erfolgt im 
nachfolgenden Bebauungsplan. Auch die Abgrenzung der gewerblichen Bauflächen auf 
Bereiche mit geringeren Mächtigkeiten mooriger/anmooriger Schichten trägt dazu bei, Aus-
wirkungen auf die Umwelt zu minimieren. Die bereits vorgesehenen sowie sämtlichen wei-
teren Maßnahmen zur Minimierung, Vermeidung und Kompensation von Beeinträchtigun-
gen von Natur und Landschaft werden im nachfolgenden Bebauungsplan geprüft. 

20.9 Planungsalternativen 

Die neuen Gewerbegebietsflächen im Talraum der Mindel entsprechen in Lage und Ab-
grenzung den Vorgaben des fortgeschriebenen Regionalplanes Donau-Iller, der hier ein 
Vorranggebiet für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungen vorsieht. Dementsprechend 
setzt die vorliegende Flächennutzungsplanänderung die Ziele der Regionalplanung um.  

In Zusammenhang mit der Neudarstellung der gewerblichen Bauflächen im Talraum der 
Mindel werden die bisher im rechtswirksamen Flächennutzungsplan dargestellten Gewer-
begebietsflächen im unmittelbaren Anschluss an den Siedlungsrand weitestgehend aufge-
geben und die Flächen wieder als Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. Gründe hierfür 
sind eine mangelnde Umsetzbarkeit im Wesentlichen aufgrund des schwierigen Baugrun-
des in diesem Bereich. Zudem ist der Bedarf an gewerblichen Bauflächen auch unter Be-
rücksichtigung einer Gestaltung der gewerblichen Bauflächen als interkommunales Gewer-
begebiet mit den gegenständlichen Neudarstellungen von gewerblichen Bauflächen im Tal-
raum der Mindel gedeckt. Planungsalternativen zur vorliegenden Flächennutzungsplanän-
derung bestehen nicht. 

20.10 Anfälligkeit des Vorhabens gegenüber schweren Unfällen oder Katastrophen 

Nach aktuellem Kenntnisstand sollen in den im Plangebiet dargestellten Gewerbegebiets-
flächen keine gemäß Bundesimmissionsschutzgesetz genehmigungspflichtigen Vorhaben, 
die unter die erweiterten Pflichten der Störfallverordnung fallen vorgesehen werden. Auch 
im Umfeld sind keine entsprechenden Vorhaben vorhanden. Gemäß § 50 BImSchG sind 
schwere Unfälle im Sinne des Art. 3 Nr. 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen 
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nicht zu erwarten. Im nachfolgenden Bebauungsplan ist vorgesehen, die Ansiedlung von 
Betriebsbereichen (Störfall-Betriebe) auszuschließen. 

20.11 Methodisches Vorgehen und technische Schwierigkeiten  

Die vorliegende Umweltprüfung orientiert sich methodisch an fachgesetzlichen Vorgaben 
und Standards sowie an sonstigen fachlichen Vorgaben. Die Bestandaufnahme der um-
weltrelevanten Schutzgüter erfolgte auf der Grundlage der Daten des Flächennutzungspla-
nes, eigener Erhebungen, den Ergebnissen der Machbarkeitsstudie „Interkommunales Ge-
werbegebiet Mindeltal“ sowie der Literatur übergeordneter Planungsvorgaben wie z. B. das 
LEP, RP, etc. Folgende Unterlagen wurden für den Umweltbericht herangezogen: 

• Bay. Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (2. Auflage, 
Januar 2007): Der Umweltbericht in der Praxis – Leitfaden zur Umweltprüfung in der 
Bauleitplanung 

• Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz: FIN-WEB (Online-Viewer), Biotop-
kartierung Bayern 

• Umwelt Atlas Bayern (Bayerisches Landesamt für Umwelt) 

• Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG) 

• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

• Rechtswirksamer Flächennutzungsplan der Gemeinde Röfingen 

• Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 

• Regionalplan der Region Donau-Iller (RP 15) einschließlich Fortschreibungsstand 

• eigene Erhebungen 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ mit einer vierstufigen 
Unterscheidung der Erheblichkeit der Umweltauswirkungen (gering, mittel und hoch bzw. 
keine/positive Wirkung). Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der An-
gaben ergeben sich aus dem textlichen Zusammenhang. Im Verfahren werden aus der Be-
teiligung von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange die eingegangenen 
Stellungnahmen herangezogen. Grundlage der Umweltprüfung ist die vorliegende Ände-
rung des Flächennutzungsplanes. 

20.12 Monitoring und Überwachung 

Da die Flächennutzungsplanänderung als vorbereitende Bauleitplanung grundsätzlich nicht 
auf Vollzug ausgelegt ist, hat sie auch keine unmittelbaren Umweltauswirkungen, die im 
Sinne des Monitorings überwacht werden können. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung wird im Rahmen des nachfolgenden Bebauungsplanes geprüft, in welchem Umfang 
ein Monitoring im Hinblick auf Artenschutz, Ausgleich etc. zur Vermeidung von eventuellen 
nachteiligen Umweltauswirkungen erforderlich bzw. sinnvoll ist. 

20.13 Zusammenfassung 

Um den zu erwartenden Eingriff beurteilen zu können, wurden die voraussichtlichen Um-
weltauswirkungen des geplanten Vorhabens auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biolo-
gische Vielfalt, Boden und Wasser, Fläche, Klima und Luft, Mensch, Landschaft sowie 
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Kultur- und sonstige Sachgüter inklusive deren Wechselwirkungen betrachtet und bewertet. 
Die Ergebnisse der Umweltprüfung sind nachfolgend tabellarisch aufgelistet. 

Schutzgut Erheblichkeit 

Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt mittel 

Boden und Wasser hoch  

Fläche mittel  

Klima und Luft gering 

Mensch keine 

Landschaft mittel 

Kultur- und Sachgüter gering 

Im Zuge der beabsichtigten Planung stehen nach der vorgelegten Prüfung an ausgewähl-
tem Standort sowie in aktuell geplanter Weise keine Ziele und Grundsätze der übergeord-
neten Planungen sowie wesentliche Umweltbelange entgegen.  

Das Plangebiet umfasst großflächig Bereiche des Talraumes der Mindel im westlichen An-
schluss an die Siedlungsflächen von Röfingen. Das Plangebiet unterliegt bisher großflächig 
einer landwirtschaftlichen Nutzung. Im Zuge der Flächennutzungsplanänderung werden 
bisher dargestellte Gewerbegebietsflächen im unmittelbaren Anschluss an den Siedlungs-
rand aufgegeben und künftig wieder als Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. Im Ge-
genzug erfolgt eine neue Darstellung von gewerblichen Bauflächen im Talraum der Mindel 
beidseitig der neu hergestellten Umfahrungsstraße St 2025 in einem Bereich, in dem in der 
Fortschreibung des Regionalplanes Donau-Iller künftig ein Vorranggebiet für Industrie, Ge-
werbe und Dienstleistungen vorgesehen ist. Durch die Darstellungen in der Flächennut-
zungsplanänderung werden gewerbliche Bauflächen zugunsten der Siedlungsentwicklung 
(Gewerbe) beansprucht und die zukünftige Bodennutzung im Plangebiet vorbereitet. Der 
Gewerbeflächenbedarf ist nachweislich vorhanden und begründet. Es sind keine Alterna-
tivstandorte vorhanden. Wesentliche Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes 
werden durch die Einbindung des Plangebietes in die Landschaft durch randliche Eingrü-
nungen ausgeschlossen. Durch die beabsichtige Bodennutzung sind die Schutzgüter Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt sowie Boden und Wasser, Fläche und Landschaft betrof-
fen. Geeignete Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind auf Ebene des nachfol-
genden Bebauungsplanes erforderlich, um den planungsbedingten Eingriff auf das erfor-
derliche Minimum zu reduzieren. 

Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung (Flächennutzungsplanänderung) erge-
ben sich keine Hinweise darauf, dass die planungsbedingten Eingriffe Umweltauswirkun-
gen in einer Intensität hervorrufen, die nicht durch geeignete Vermeidungs-, Minimierungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen auf ein vertretbares Maß reduziert werden können. 

Durch die beabsichtigte Bodennutzung sind insbesondere die Schutzgüter Boden und Was-
ser mit einer hohen Erheblichkeit anzuführen. Vermeidungs- und Reduzierungsmaßnah-
men minimieren den Eingriff auf das nutzungsbedingte Minimum. Die Schutzgüter Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt, Fläche und Landschaft sind durch eine mittlere Erheb-
lichkeit in der Umweltprüfung zu erheben. 

Potenzielle Beeinträchtigungen für schützenswerte Nutzungen, die Entwässerung und Be-
seitigung von Niederschlagswasser und Oberflächenwasser sowie die infrastrukturelle 
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Erschließung werden auf der Ebene des nachfolgenden Bebauungsplanes sichergestellt 
und im Zuge der Erschließungsplanung umgesetzt. 

Die in der Flächennutzungsplanänderung vorgesehenen Vermeidungs-, Minimierungs- und 
Kompensationsmaßnahmen sind darauf ausgerichtet, Umweltauswirkungen bereits auf 
Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung auf ein vertretbares Maß zu reduzieren. Vertie-
fende Konkretisierungen werden auf der Ebene des nachfolgenden Bebauungsplanes nä-
her betrachtet.  

21 Planungsstatistik 

Räumlicher Geltungsbereich der Änderung des       
Flächennutzungsplanes ca.  442.637 m² 100 % 

 davon gewerbliche Bauflächen (G) ca.  273.711 m² ca.  61,8 % 

 davon Dorfgebiet ca.  1.020 m² ca.  0,2 % 

 davon Flächen für die Landwirtschaft ca.  142.312 m² ca.  32,3 % 

 davon Grünflächen ca.  21.417 m² ca.  4,8  % 

 davon Hauptverkehrsstraßen ca.  4.177 m² ca.  0,9 % 

22 Beteiligte Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

1 Amprion, Dortmund 
2 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Günzburg 
3 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Krumbach (Schwaben)-Mindelheim, 

Krumbach 
4 Amt für Ländliche Entwicklung Schwaben, Krumbach 
5 Bayerischer Bauernverband Günzburg 
6 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Koordination Bauleitplanung - BQ, Mün-

chen 
7 bayernets GmbH, München 
8 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 

Bonn 
9 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Regionalbereich Süd, Freiburg 
10 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien Region Süd, München 
11 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, TI NL Süd, PTI 23, Gersthofen 
12 Die Autobahn GmbH des Bundes, NL Südbayern, Kempten 
13 Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle München 
14 Gemeinde Haldenwang 
15 Immobilien Freistaat Bayern, Regionalvertretung Augsburg 
16 Industrie- und Handelskammer Schwaben, Augsburg 
17 Kreishandwerkerschaft Günzburg/Neu-Ulm, Weißenhorn 
18 Kreisheimatpfleger Landkreis Günzburg 
19 Landratsamt Günzburg – Sachgebiet 402 (Bauabteilung)  
20 Landratsamt Günzburg – Gesundheitsamt  
21 Lechwerke AG Augsburg 
22 Markt Jettingen-Scheppach 
23 Regierung von Schwaben, Höhere Landesplanungsbehörde, Augsburg  
24 Regionalverband Donau-Iller, Ulm 
25 schwaben netz gmbh, Günzburg 
26 Staatliches Bauamt Krumbach, Bereich Straßenbau 
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27 Stadt Burgau 
28 Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Unterföhring  
29 Wasserwirtschaftsamt Donauwörth, Dienstort Krumbach 

23 Bestandteile der Änderung des Flächennutzungsplanes 

Teil A: Planzeichnung, Entwurf i. d. F. vom 6. November 2023 

Teil B: Begründung mit Umweltbericht, Entwurf i. d. F. vom 6. November 2023 

24 Anlagen 

1) Kling Consult: Schalltechnische Untersuchung zur Machbarkeitsstudie „Interkommuna-
les Gewerbegebiet Mindeltal“, Stand: 20.05.2020 

2) Kling Consult: Voruntersuchung Natur- und Artenschutz zur Machbarkeitsstudie „Inter-
kommunales Gewerbegebiet Mindeltal“, Stand: 05.05.2020 

3) Kling Consult: Baugrundgutachten Machbarkeitsstudie „Interkommunales Gewerbege-
biet Mindeltal“, Stand: 11.02.2019 

▫ Lageplan tragfähiger Horizont unter GOK 

▫ Lageplan Arsengehalte 

▫ Lageplan Grundwasseroberfläche 

▫ Geotechnische Schnitte 

25 Verfasser 

Team Raumordnungsplanung 

Krumbach, 6. November 2023 

 Bearbeiter: 

Dipl.-Ing. (FH) Ferdinand Kaiser Dipl.-Geogr. Peter Wolpert 

Gemeinde Röfingen, den ........................ 

..................................................... 
Unterschrift Erster Bürgermeister  
Hans Brendle 


